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Liebe Leserinnen und Leser, 
 
im vorliegenden Heft beschäftigen wir uns mit Fragen, in deren Zent-
rum vornehmlich die Probleme einer zusehends globaler werdenden 
Welt stehen. Dabei spielt das Zusammenwachsen der EU als transna-
tionaler Organisation angesichts sicherheitspolitischer, wirtschaftlicher 
und speziell auch die deutsch-polnische Nachbarschaft betreffender 
Probleme eine wichtige Rolle. 
Im einleitenden Artikel wird deshalb zunächst der Frage nachgegan-
gen, ob und wie das angespannte Verhältnis zwischen den USA und 
dem „neuen“ sowie „alten“ Europa zukünftig eine neue Qualität von 
Partnerschaft annehmen kann. Elżbieta Mączyńska fragt hingegen 
nach der Rolle des Staates unter den Bedingungen einer globalen 
Wirtschaft und im Rahmen weitreichender zivilisatorischer Umbrüche. 
Der Zukunft der Europäischen Union, den gemeinsamen Herausforde-
rungen und Zukunftsszenarien ist der Aufsatz von Gerhard Schüssel-
bauer gewidmet. 
Mit sehr unterschiedlichen Aspekten der deutsch-polnischen Bezie-
hungen beschäftigen sich dann die nächsten drei Beiträge. Während 
sich Hubert Luszczynski mit den neuen Herausforderungen für 
deutsch-polnische Schulpartnerschaften auseinandersetzt, gibt Julian 
Pfäfflin einen konzisen Überblick über die Rolle des Präsidialamtes im 
polnischen Regierungssystem. Last but not least analysiert Helmut 
Skowronek sechzig Jahre nach Kriegsende aus Anlass der am 9. Ja-
nuar 2005 in Bielefeld eröffneten Ausstellung „Oneg Schabbat“ die 
Bedeutung einer funktionierenden Gedächtniskultur. 
In O-Ton veröffentlichen wir erneut einige Karikaturen von Schülerin-
nen und Schülern, die im Rahmen von deutsch-polnischen Begeg-
nungsseminaren entstanden und den deutsch-polnischen Beziehungen 
gewidmet sind. 
Die drei für die Publikation ausgewählten Seminarberichte stellen nur 
einen kleinen, vielleicht aber sehr typischen Ausschnitt unserer Lehr-
gangsarbeit dar, die von der Kooperation mit sehr unterschiedlichen 
Partnern geprägt ist.  
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Wie immer schließt auch dieses Heft mit einem großen Rezensionsteil. 
 
 
Zbigniew Wilkiewicz 
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Beiträge 
 
Zbigniew Wilkiewicz 
Die USA und Europa. Gefolgschaft oder Partnerschaft? 
Globale Herausforderungen für die USA und Europa 
 
Nach dem Ende des Kalten Krieges und dem Zusammenbruch der Sowjetunion kam es 
zu einer spürbaren Verunsicherung hinsichtlich der Neudefinition der internationalen 
Sicherheitsdoktrin, die bis dahin durch die gegenseitige Abschreckung der beiden Füh-
rungsnationen und Supermächte USA und UdSSR geprägt war. Die Frage nach einer 
weltpolitischen Neuordnung gewann an Gewicht. Es bildete sich ein atlantisch-
pazifischer Großraum als Kern einer liberalen internationalen Ordnung heraus. Gleich-
zeitig nahm die Bedeutung der in der Charta der Vereinten Nationen festgelegten Ord-
nung zu und fand als Modell zur Wahrung internationaler Ordnung Anerkennung. 
Schließlich spielt das Phänomen einer wirtschaftlich, politisch und kulturell zu definie-
renden Globalisierung eine zunehmende Rolle, denn durch sie werden die Grenzen des 
klassischen Nationalstaats in Frage gestellt.1  
Aktuell sind es aber die Herausforderungen des weltweit und weitgehend anonym ope-
rierenden Terrorismus, die die Staaten der westlichen Welt dazu zwingen, ihre Ord-
nungskonzepte und Sicherheitsstrategien neu zu überdenken und neu zu definieren. 
Hinsichtlich des sich islamistisch legitimierenden Terrorismus sind dabei mehrere Kon-
texte zu beachten. Erstens ist es der ungelöste und weiterhin schwelende Konflikt zwi-
schen der arabischen Welt und Israel: 
„No other region in the world is characterised by so much unrest and conflict. No other 
region of the world has assembled so much weapons. It is, in fact, the world’s most dan-
gerous hotspot.”2

Zweitens geht es um die wirtschaftliche und politische Dominanz der westlichen Welt, 
für die die Begriffe Globalisierung und Intervention stehen. Diese Dominanz besitzt eine 
kulturelle Variante (Huntington) und kommt aus der Perspektive zahlreicher Araber ei-
ner zweiten Kolonialisierung durch die USA und die EU gleich.3  
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Ungeachtet dessen verstehen sich die USA und die EU als spezifische Wertegemein-
schaften, die sich in erster Linie durch Frieden, Freiheit, Wohlstand, Schutz des Eigen-
tums, persönliche Würde des Einzelnen sowie Demokratie und Toleranz definieren, 
wobei die einzelnen Begrifflichkeiten aus der jeweiligen amerikanischen oder europäi-
schen Sicht sicherlich unterschiedlich gewichtet werden.4 Sowohl die USA als auch die 

 
1 Joachim Krause: Multilaterale Ordnung oder Hegemonie? Zur transatlantischen Debatte über die weltpoliti-

sche Neuordnung. In: ApuZ, B 31-32 (2003), S. 6-14, S. 8 
2 Ernst-Otto Czempiel: Europe’s Mission: Pushing for a Participate World Order. In: 

httm://fesportal.fes.de/pls/portal30/docs/FOLDER/POLITIKANALYSE/paxamericana, S. 7. 
3 Ibd. 
4 Gert Raeithel: Zu den Mentalitätsunterschieden in einer Partnerschaft. Der amerikanische Traum und wir. In: 

Die Politische Meinung, August 2003, S. 19-24. 
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EU verstehen sich als erfolgreiche Gesellschaftsmodelle und hegen den Anspruch, ihre 
Ordnungen zu verbreiten und zu exportieren. Über die Form und die Mittel dieses ge-
sellschaftlichen Transfers wird aber spätestens seit dem amerikanischen Angriff auf den 
Irak heftig gestritten. Kennzeichnend für diesen zuweilen polemisch geführten Disput 
waren die am 23.05.2003 in führenden europäischen Zeitungen veröffentlichten Mani-
feste von sieben prominenten europäischen Intellektuellen, in denen zu einer gemeinsa-
men europäischen Außenpolitik – zunächst auf Kerneuropa beschränkt - aufgerufen 
wurde. So forderte Jürgen Habermas, dass Europa sein Gewicht auf internationaler Ebe-
ne und im Rahmen der UN in die Waagschale werfen müsse, um den „hegemonialen 
Unilaterismus“ der Vereinigten Staaten auszubalancieren. Es sei zur Gestaltung des 
„Designs einer künftigen Weltinnenpolitik“ geradezu berufen. Es habe unter Schmerzen 
gelernt, wie Unterschiede kommuniziert, Gegensätze institutionalisiert und Spannungen 
stabilisiert werden können. Deshalb verstehe Europa, dass in einer komplexen Weltge-
meinschaft nicht nur Divisionen zählen, sondern die weiche Macht von Verhandlungs-
agenden, Beziehungen und ökonomischen Vorteilen. 5 Allerdings gibt es auch in den 
USA selbst eine massive Kritik an der neokonservativen Innen- und Außenpolitik der 
Bush-Regierung. Zu nennen sind in diesem Kontext neben dem sehr medienwirksamen 
Michael Moore mit seinen anklagenden Publikationen und Filmen der Soziologe Nor-
man Birnbaum („Nach dem Fortschritt“), der Publizist Kevin Philipps („Die amerikani-
sche Geldaristokratie“), der Soziologe Jeremy Rifkin („Der europäische Traum“) oder 
auch der Historiker Arthur M. Schlesinger („War and the American presidency“). Aller-
dings, so Thomas Assheuer in seinem lesenswerten Artikel über die „Staatsfeinde“, sei 
anzuzweifeln, ob sich diese intellektuellen Kritiker der conditio und pax Americana sich 
Gehör verschaffen können: 
„Aber die Zeiten realer Bedrohung und massenmedial geschürter Panik sind nicht die 
Zeiten politischer Vernunft, sondern spielen dem ´Bündnis aus Rüstungsindustrie, Wall 
Street, religiöser Rechter und Marktradikalen` in die Hände. Im Ausnahmezustand, dem 
´Krieg gegen den Terror`, verlangt der Wähler nach homeland security wie das Schul-
kind nach der Kellog’ s-Tüte.“6  
 
Die neue Nationale Sicherheitsstrategie (NSS) der USA und die Sicherheitsdoktrin 
der EU 

 
2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1/2 
2005 

ao
 

                                                

 
Dass es einen Interessen- und Wertekonflikt zwischen den USA und Europa gibt, wird 
an der offen propagierten und nunmehr auch umgesetzten neuen Sicherheitsdoktrin der 
USA NSS deutlich, die die Aufkündigung des Westfälischen Systems und die einseitige 
Intervention der USA legitimiert. Dabei bleibt im Kontext der globalen terroristischen 
Bedrohung festzustellen, dass es sich dabei um entterritorialisierte, staatenlose, in Netz-
werken und klandestin agierende Gegner handelt, die anonym bleiben und sich radikals-
ter Kampfmethoden (Selbstmordattentate) bedienen. Bei der Abwehr terroristischer 

 
5 Conrad Schuhler: „Unter Brüdern“. Die USA, Europa und die Neuordnung der Welt. In: http://www.uni-

kassel.de/fb10/themen/Europa/schuhler.html. 
6  Thomas Assheuer: Die „Staatsfeinde“. In: Die Zeit, 28. 10, 2004, S. 60-61, S. 61. 
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Das eigentliche Kerneuropa, das sich dem amerikanischen Ansinnen nicht anschließen 
wollte, bildeten Deutschland und Frankreich. Trotz des Strebens nach einer strategi-
schen Partnerschaft mit den USA, wenn auch als deren Juniorpartner, schloss sich Russ-
land der Argumentation der gegen die Politik der Bush-Administration orientierten 
europäischen Kriegsgegner an. Gleichzeitig war man bemüht, die gegen die globalen 
Herausforderungen des Terrorismus zielende Partnerschaft mit den USA nicht zu ge-
fährden. Dabei spricht sich die russische Führung allerdings schon deshalb für eine 
Stärkung der UNO aus, um im Konzert der Großmächte weiterhin eine wahrnehmbare 
Rolle zu spielen. Dies geschieht aus der klaren Erkenntnis heraus, dass ohne die EU und 
die USA eine nachhaltige Reformierung und Modernisierung Russlands nicht möglich 
sein wird.22  
 
Kooperatives Modell versus Unilaterismus 
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Die europäische/deutsche Kritik des „alten Europa“ an der unilateralen Außenpolitik der 
USA wurde in der am 16. Februar 2004 in der FR veröffentlichten „Duisburger Erklä-
rung“, die von 38 Wissenschaftlern, Hochschullehrern, Menschenrechtlern, Gewerk-
schaftern und Politikern unterzeichnet wurde, stringent zusammengefasst. In ihr fordert 
man angesichts des „rabiaten Unilaterismus“ der USA, der die Vereinten Nationen und 
das Völkerrecht geschädigt habe, eine Neubestimmung der transatlantischen Beziehun-
gen. Dabei wird auch die Frage aufgeworfen, wie man mit der faktischen politischen, 
wirtschaftlichen und militärischen Abhängigkeit von den USA umzugehen habe. Be-
klagt wird aber auch selbstkritisch die außen- und sicherheitspolitische Handlungsunfä-
higkeit der EU, die in den Balkankriegen und im Irak-Krieg so deutlich wurde. 
Allerdings wird im Gegenzug konstatiert, dass der von den USA entfachte Krieg nicht 
nur völkerrechtswidrig gewesen sei, sondern gegenüber der Weltöffentlichkeit und den 
Verbündeten durch Lügen und Täuschungen gerechtfertigt wurde. So entstünde der Ein-
druck, dass das Völkerrecht für die derzeitige Führung der USA und ihre ultrakonserva-
tiven Unterstützer zu einer „Nebensache“ geworden sei. Man setze auf militärische und 
andere Zwangsmittel, um die Region zwischen dem Nahen Osten und Zentralasien in 
Sinne eigener Machtinteressen neu zu ordnen. Dabei gehe es nicht nur um die Ölvor-
kommen am Persischen Golf und in Zentralasien, sondern überhaupt um die Kontrolle 
über diese geostrategisch wichtige Region. Europa dürfe angesichts dieser Sachlage 
nicht dem Eurozentrismus erliegen, keiner Emotionalisierung verfallen und sich in der 
Debatte auch nicht einer „besserwisserischen Moralisierung“ befleißigen. Allerdings 
könne die fundierte Kritik am amerikanischen Vorgehen nicht mit Anti- Amerikanismus 
gleichgesetzt werden. Europa habe hartnäckig an einer kooperativen, handlungsfähigen, 
nachhaltigen und friedensfördernden Identität zu arbeiten, eine Anbiederung im Stile 
Tony Blairs an die USA komme nicht in Frage. Als wenig konstruktiv habe sich auch 
die Haltung der Ministerpräsidenten Berlusconi und Aznar erwiesen. Nach den Erfah-
rungen mit zwei Weltkriegen müsse Europa deshalb auf die Mechanismen friedlicher 

 
22 Peter W. Schulze: Russische Außenpolitik im Machtdreieck USA – Europa – Weltgemeinschaft. In: FES-

Analyse, Juni 2003, S. 18-19. 
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Konfliktbeilegung setzen. Amerikanische Europakritiker wie Robert Kagan seien nicht 
in der Lage, diese historischen Erfahrungen zu erkennen.23 Europa müsse weiterhin die 
zivilisatorischen Fortschritte von UNO und Völkerrecht verteidigen, es sei seine Aufga-
be, mit anderen zusammen an der multilateralen Einhegung der größeren Mächte zu ar-
beiten: seiner selbst, Russlands, Chinas, aber auch der USA. Deshalb müsse Europa zu 
einer gemeinsamen Außen-, Sicherheits- und Entwicklungspolitik finden, um die Gefahr 
von Spaltung und Lähmung auszuschließen. Dabei sei die Maxime, wenn immer mög-
lich mit den USA, sonst aber auch ohne sie. Das bedeute, dass die eigenen wirtschaftli-
chen, politischen und militärischen Interessen gegenüber Washington offen und 
selbstbewusst zu vertreten seien, was zur Voraussetzung habe, dass die transatlantischen 
Beziehungen auf Gleichberechtigung und Ausgewogenheit beruhen. Dies könne bedeu-
ten, dass man den Weg von einer Werte- zu einer Interessengemeinschaft zu beschreiten 
habe. Wenn es allerdings gelinge, Menschenrechte, Demokratie, Umweltschutz, Völker-
recht und Friedensbewahrung zum gemeinsamen Wertekanon zwischen den USA und 
Europa zu machen, könnten die transatlantischen Beziehungen wieder neu erblühen. 
Dabei seien folgende Fragen von prinzipieller Bedeutung: Akzeptieren sich beide Seiten 
noch als prinzipiell gleich? Akzeptieren auch die USA weiterhin den Primat der Frie-
densbewahrung und des Schutzes der Umwelt? Akzeptieren sie das Völkerrecht und die 
Werte und Bestimmungen der Charta der Vereinten Nationen als Handlungsmaxime? 
Von der Beantwortung dieser Fragen sei abhängig, wie sich die transatlantischen Bezie-
hungen zukünftig gestalten würden. Die Autoren kommen zu folgendem Fazit:  
„Die Europäer sollten für eine zivilisierte und kooperative Organisierung der Weltpoli-
tik eintreten, entweder mit, sonst aber auch ohne Washington –gemeinsam mit den Kräf-
ten in Amerika, die ebenfalls die Werte der Toleranz, Demokratie und globaler 
Rechtsstaatlichkeit hochhalten.“24

 
Unterschiedliche Werte 
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Die Analyse der Autoren scheint zutreffend zu sein und wird sowohl von analytischen 
als auch empirischen Befunden gestützt. So ist dem Amerikanisten Gert Raeithel bei-
zupflichten, wenn er verdeutlicht, dass die einst selbstverständlich klingende These von 
der transatlantischen Wertegemeinschaft nicht falsch, sondern unvollständig ist. Zwar 
haben die USA auf vielen Gebieten einen Entwicklungsvorsprung, auf anderen wirken 
sie allerdings älter als das angeblich alte Europa: man denke nur an die lückenhafte 
Krankenversicherung, den inhumanen Strafvollzug, den freien Schusswaffengebrauch, 

 
23 Die Autoren spielen dabei auf das Buch Kagans „Macht und Ohnmacht –Amerika und Europa in der neuen 

Weltordnung“ an, das 2003 in deutscher Übersetzung erschien. Ganz in der Tradition der neorealistischen 
Denkschule erklärt der Autor hierin die unterschiedlichen außenpolitische Standpunkte diesseits und jen-
seits des Atlantiks mit dem unterschiedlichen Potential der Amerikaner und Europäer, Machtpolitik zu 
betreiben. Aufgrund ihrer einzigartigen Machtstellung hätten die USA die Möglichkeit ihre außenpoliti-
schen Ziel notfalls auch mit Gewalt durchzusetzen. Weitere Thesen Kagans: Der Zusammenhalt des Wes-
tens habe für Amerika keine Priorität mehr, für George W. Bush sei er geradezu bedeutungslos. Die 
Vormachtstellung Amerikas sei für die Welt und besonders für Europa eine unabdingbare Notwendigkeit. 
Das Ende des amerikanischen Imperiums sei nicht absehbar. Vgl. die Rezension von: Hartmut Wagner: 
Macht und Ohnmacht –Amerika und Europa in der neuen Weltordnung. In: 
http://www.eurasischesmagazin.de/info/archive _article.asp?article=20040117. 

24 Duisburger Erklärung, wie Fußnote 16, S. 7. 

 

http://www.eurasischesmagazin.de/info/archive
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die Todesstrafe, die Heroisierung der Krieghelden. Insofern sei nicht auszuschließen, 
dass bereits ein „Kulturbruch“ vorliege, zumal – wie Werner Weidenfels argumentiert - 
beide Gesellschaften die Schlüssel-Herausforderungen zu ihrer Existenzsicherung so un-
terschiedlich beurteilen. Dies gelte umso mehr, als Amerika an seinem Hegemonialan-
spruch festhalten werde.25

Zu einer ähnlichen Bewertung kommt Egon Bahr, indem er verdeutlicht, dass die militä-
rische Dominanz der USA der europäischen Einheit schade. Es sei illusorisch davon 
auszugehen, dass die USA den Europäern verstärkte Mitsprachen einräumen würden. Da 
die Zivilmacht Europa aber im Vergleich zu den USA auch zukünftig schwach bleiben 
werde, könne es nur daran interessiert sein, „das Recht des Stärkeren durch die Stärke 
des Rechts abzulösen“.26 Für die deutsche Politik gegenüber den USA fordert Bahr des-
halb: 
„Wir bleiben selbstverständlich beim Abkommen zur Ablehnung von Landminen, auch 
wenn Amerika nicht mitmacht; wir wollen die Ausweitung der Konvention gegen biolo-
gische und chemische Waffen, auch wenn Amerika sie ablehnt; wir beharren auf dem 
internationalen Strafgerichtshof, auch wenn Amerika sich verweigert und seinen Präsi-
denten sogar ermächtigen will, Amerikaner zu befreien, die wegen möglicher Verbre-
chen vor ihn gestellt würden: Deutschland muss für die Stärkung der UN wirken, selbst 
wenn Amerika sich nicht durch den Sicherheitsrat binden lassen will, soweit es nicht 
seinen Interessen dient.“27
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In einer repräsentativen Umfrage, die im Juni 2004 vom German Marshall Fund in neun 
europäischen Ländern (Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien, Niederlande, 
Polen, Portugal, Slowakei, Spanien) sowie in den USA durchgeführt wurde, sprechen 
sich fast drei Viertel der Europäer dafür aus, dass die EU ähnlich wie die USA zu einer 
Supermacht werden solle. Die EU müsse ihre militärische Macht ausbauen, um ihre In-
teressen gegen die USA durchsetzen zu können, meinen zudem 64 Prozent der Europä-
er. Gleichzeitig lehnen sie allerdings eine stärkere Aufrüstung der EU ab. 58 Prozent der 
Europäer halten eine Führungsrolle der USA in der Weltpolitik für nicht wünschens-
wert, hingegen sind 79 Prozent der Amerikaner für eine starke internationale Führungs-
rolle der EU. Während die befragten Amerikaner eine stärkere Kooperation mit der EU 
anstreben, wünschen sich die Europäer eine stärkere Emanzipation von den USA. 82 
Prozent der Amerikaner meinen, dass unter bestimmten Bedingungen ein Krieg notwen-
dig ist, um Gerechtigkeit herzustellen. Hingegen glauben in Europa nur 41 Prozent an 
einen „gerechten Krieg“. 63 Prozent der Amerikaner erblicken in Militärschlägen das 
adäquateste Mittel zur Terrorismusbekämpfung, wohingegen diese These nur von 49 
Prozent der Europäer bejaht wird. 
Im Falle vitaler nationaler Interessen dürfe die UNO von der eigenen Regierung igno-
riert werden, meinen 59 Prozent der Amerikaner. Allerdings billigen nur 44 Prozent der 
Europäer solche Alleingänge.  

 
25 Gert Raeithel, wie Fußnote 4, S. 24. 
26 Egon Bahr: Kann sich Europa von Amerika emanzipieren? In: Hans J. Gießmann, Krzysztof Ruchniewicz 

(Hg): Deutschland, Polen, Europa. Wrocław 2003, S. 15-27, S. 25. 
27 Ibd, S. 24. 
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Angesichts dieser Ergebnisse konstatierte der German Marshall Fund einen Riss, der 
sich durch die transatlantische Gemeinschaft ziehe, während der Präsident der US-
Stiftung, Craig Kennedy, die Umfrage so kommentierte: „Sollte sich diese Tendenz fort-
setzen, könnte es notwendig sein, die Grundlagen des transatlantischen Verhältnisses 
neu zu definieren, und zwar nicht wie bisher als Partnerschaft erster Wahl, sondern als 
optionale Allianz bei beiderseitigem Bedarf.“28

Dies scheint in der Tat dem gegenwärtigen Stand der Dinge zu entsprechen. Man darf 
gespannt sein, ob es nach den amerikanischen Präsidentschaftswahlen zu spürbaren 
Veränderungen oder gar zu einer Entspannung der Beziehungen zwischen den USA und 
dem „alten“ Europa kommt, dem sich inzwischen auch die „neuen Europäer“ Spanien 
und Polen stärker anzuschließen scheinen. Hier sind sicherlich beide Seiten gefragt. An-
gesichts zahlreicher Gemeinsamkeiten, einer enormen wirtschaftlichen Verflechtung29 
und bindender Abhängigkeiten wäre eine Rückkehr zu gegenseitiger Konsultation und 
Kooperation mehr als wünschenswert. Dies setzt allerdings echte Partnerschaft und ge-
genseitige Rücksichtnahme auf beiderseitige Interessen und die verbindliche Anerken-
nung internationaler Normen voraus. Ohne diese Voraussetzung werden sowohl die 
europäischen als auch die amerikanischen Skeptiker im Hinblick auf die transatlantische 
Partnerschaft recht behalten. 
 

 
11 

 
 
 
 
 
 
 
 

1/2 
2005

                                                 
28 Hartmut Wagner: Riss durch die transatlantische Gemeinschaft. In: 

http://www.eurasischesmagazin.de/info/article.asp?article=20040912, 29. 09, 2004, S. 1-3, S. 3. 
29 Conrad Schuhler: Unter Brüdern. Die USA, Europa und die Neuordnung der Welt. Köln 2003, S. 108-126. 
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Elżbieta Mączyńska 
Die Rolle des Staates unter den Bedingungen des zivilisatorischen 
Umbruchs 
 
Zusammenfassung: 
Elżbieta Mączyńska analysiert in ihrem Aufsatz die stetig abnehmende Rolle des Staates 
in den entwickelten Gesellschaften des Westens sowie in den Transformationsgesell-
schaften Ostmitteleuropas. Angesichts eines Wachstums, das aufgrund steigender Pro-
duktivität keine Beschäftigung mehr generiert, erweisen sich die bisherigen 
Arbeitsmarktpolitiken als weitgehend dysfunktional, da sie aufgrund eines zivilisatori-
schen Paradigmenwechsels hin zur Wissensgesellschaft nicht in der Lage sind, das Prob-
lem einer weltweit wachsenden Arbeitslosigkeit zu lösen oder nachhaltig zu mindern. 
Hieraus resultieren eine Reihe von Unsicherheiten, Risiken und Ambivalenzen im wirt-
schaftlichen, sozialen und politischen Bereich. Diese gravierenden Zielkonflikte werden 
sich nur dann positiv auflösen lassen, so die These der Autorin, wenn durch einen star-
ken und zugleich schlanken Staat entsprechende Rahmenbedingungen geschaffen und 
garantiert werden. Der Ordoliberalismus sowie das Konzept der Sozialen Marktwirt-
schaft, das in der polnischen Verfassung sowie im europäischen Verfassungsentwurf 
verankert wurde, bleiben damit weiterhin wegweisend. 
 
Einleitung 
 
Eines der wichtigsten und komplexesten Probleme in der Wirtschaftstheorie, aber auch 
in der ökonomischen Praxis, ist die Frage nach einem dauerhaften Wirtschaftswachstum 
und der Schaffung von Arbeitsplätzen. Diese Fragen sind eng miteinander verbunden, 
denn nur ein entsprechend hohes Wirtschaftswachstum schafft die Voraussetzungen für 
einen Zuwachs an Arbeitsplätzen und eine Eindämmung der Arbeitslosigkeit. Gleichzei-
tig kommt ein echter Erfolg in der Wirtschaftspolitik sowohl in der Sicherung der 
Grundlagen für ein anhaltendes Wachstum als auch der Basis für eine steigende Nach-
frage nach Arbeit zum Ausdruck. In der Praxis erweist sich die Umsetzung dieser An-
forderung allerdings als schwierig. Daher ist selbst in den entwickeltsten 
Volkswirtschaften seit einigen Jahren eine deutliche Verlangsamung des Wirtschafts-
wachstums feststellbar. Obschon das Tempo dieser Verlangsamung in den einzelnen 
Staaten verschieden ist, haben sich doch alle großen Volkswirtschaften langsamer ent-
wickelt als die kleineren. Die Langwierigkeit dieses Phänomens bewirkt, dass es sich in 
einen immer schwerer zu entwirrenden Komplex von Problemen verwandelt, was durch 
steigende Arbeitslosigkeit, ein abgeschwächtes Investitionstempo und eine sich zugleich 
abzeichnende Deflation, die das Wirtschaftswachstum beeinträchtigt, zum Ausdruck 
kommt. Dies betrifft in erster Linie die größten Wirtschaftsmächte. Die Intensität dieser 
ungünstigen Entwicklungen ist in diesen Staaten so stark, dass ihr Echo die Wachs-
tumsmöglichkeiten anderer Volkswirtschaften, auch Polens und der übrigen Transfor-
mationsstaaten, empfindlich schmälert. 
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Die Eindämmung dieser ungünstigen Erscheinungen erweist sich als ungewöhnlich 
schwierige Aufgabe. Deshalb gelingt es einzelnen Ländern und Regierungen nicht, sich 
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in der Konfrontation mit den sich auftürmenden Wirtschaftsproblemen durchzusetzen. 
Es tauchen Dilemmata und Herausforderungen auf, denen sogar die wirtschaftlich 
stärksten Länder, die über geordnete wirtschaftliche und politische Systeme verfügen, 
nicht gewachsen sind. 
Noch weniger kommen damit schwächere Staaten zurecht, besonders diejenigen, die ei-
ne Systemtransformation vollziehen. Es versagen konventionelle Lösungen, was den 
Schluss zulässt, dass die Ursachen der Schwierigkeiten ebenfalls nicht konventioneller 
Natur sind. Sie treten in einer Situation des zivilisatorischen Umbruchs auf. Das neue 
zivilisatorische Paradigma, das Modell der „Wissensgesellschaft“ wird durch ein stei-
gendes Risiko („Risikogesellschaft“), besonders durch das Risiko des Arbeitsplatzver-
lustes gekennzeichnet.  
Paradoxerweise wird Arbeit unter den Bedingungen eines einfacheren Zugangs zu mate-
riellen und intellektuellen Produkten zu einem immer stärker ersehnten und immer 
schwieriger erreichbaren Gut. Die weltweit wachsende Arbeitslosigkeit führt zu den un-
terschiedlichsten ökonomischen und sozialen Turbulenzen. Sie betrifft fast alle Berufs-
gruppen. Ausnahmen bilden diejenigen Berufsgruppen, deren Arbeit auf den im 
Zusammenhang mit der Arbeitslosigkeit zunehmenden sozialen Abweichungen (u.a. 
Psychotherapeuten) beruht. Dabei ist charakteristisch, dass das gegenwärtig sogar relativ 
hohe Tempo des Wirtschaftswachstums das Problem der Arbeitslosigkeit nicht gänzlich 
lösen kann. Das Wirtschaftswachstum ermöglicht zwar ein größeres Ausmaß an sozialer 
Hilfe für Menschen, die ihre Arbeit verloren haben, es findet aber ohne eine Zunahme 
von Arbeitsplätzen statt. Obschon bis vor kurzem eine Eindämmung der Arbeitslosigkeit 
bei dreiprozentigem Wirtschaftswachstum möglich war, gibt es gegenwärtig hierfür kei-
ne Garantie mehr. Hinzu kommt, dass das Tempo des Wirtschaftswachstums weltweit 
fällt. Bedeutet dies, dass die Zukunft der Arbeit im Mangel an Arbeit liegt? 
 
Wirtschaftswachstum ohne Beschäftigungszuwachs. Eine Gesellschaft mit dem Risiko 
des Arbeitsplatzverlusts 
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Die Arbeitslosigkeit nimmt weltweit zu und stellt eines der schwierigsten wirtschaftli-
chen sowie sozialen Probleme dar, obschon es in den einzelnen Staaten mit unterschied-
licher Intensität auftritt. Zu den Ausnahmen zählen Länder, in denen die Arbeitslosigkeit 
kein dauerhaftes Phänomen darstellt. Die Arbeitslosigkeit hat weltweit das höchste Ni-
veau seit den 30er Jahren des 20. Jahrhunderts erreicht. Man schätzt, dass gegenwärtig 
über 800 Mio. Menschen keine Arbeit haben oder über keine volle Arbeitsstelle verfü-
gen.1

Weltweit sucht man heute nach Lösungen, die eine Abschöpfung des Überangebots an 
Arbeitskraft ermöglichen würden. Das Problem der Arbeitslosigkeit kann nicht durch 
Sozialtransfers gelöst werden. Die Arbeitslosen, wenn auch nicht alle, erhalten zwar ma-
terielle Hilfen, aber sie bekommen keine Arbeit. Soziale Transfers lösen die materiellen 
Probleme der Arbeitslosigkeit teilweise, allerdings lösen sie die nicht materiellen, nicht 
weniger bedrohlichen Folgen von Arbeitslosigkeit nicht. Das Ausmaß und die Intensität 

 
1 J. Rifkin: Koniec pracy. Wrocław 2001, S. 11. 
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der negativen Folgen der Arbeitslosigkeit sprengen den Rahmen der konventionellen 
Kostenrechnung bei weitem. Die Kostenrechnung der Folgen von Arbeitslosigkeit ist 
prinzipiell immer unvollständig. Es ist nicht möglich, eine vollständige, komplexe Be-
rechnung der sozialen Kosten von Arbeitslosigkeit zu erstellen. Das hohe Niveau der 
Arbeitslosigkeit ist nämlich nicht nur ein Problem steigender Haushaltsausgaben für 
Beihilfen und Sozialhilfe, sondern ergibt sich unter anderem auch aus der Dysfunktiona-
lität einer breit verstandenen Sozial- und Wirtschaftspolitik, deren besonders gravieren-
de Symptome in Polen gegenwärtig mit einer etwa 20prozentigen Arbeitslosigkeit 
auftreten.  
 
Die Dysfunktionalität der Arbeitsmarktpolitik. Gegensätzliche Tendenzen 
 
Trotz unterschiedlichster Ansätze zum Abbau von Arbeitslosigkeit kann bisher kein ein-
ziges Land eine voll befriedigende und dauerhafte Lösung für dieses Problem vorwei-
sen. Gegenwärtig haben wir es in vielen Ländern, auch in Polen, mit gegensätzlichen 
Tendenzen auf dem Arbeitsmarkt zu tun. Einerseits streben die Regierungen der betei-
ligten Staaten durch ihre Politik eine Begrenzung der Arbeitslosigkeit und eine Stimulie-
rung zur Schaffung neuer Arbeitsplätze an, während die Unternehmen andererseits den 
Abbau von Arbeitsplätzen als Hauptquelle für Kostensenkungen und die Stabilität der 
eigenen Marktpositionen erachten. Dies ergibt sich in erster Linie aus rasanten techno-
logischen Veränderungen, die einen ungehemmten Anstieg der Produktivität ermögli-
chen. Unter diesen Bedingungen ist die Rationalisierung der Beschäftigung gegenwärtig 
einer der elementaren Faktoren für den Markterfolg und die Konkurrenzfähigkeit von 
Unternehmen. 
Gleichzeitig sind deutliche Disproportionen hinsichtlich der Arbeitsbelastung charakte-
ristisch. Einerseits wächst nämlich die Schar überarbeiteter Menschen, die über das Maß 
zu tun haben, andererseits büßen immer mehr Menschen ihre Arbeit vollständig und 
dauerhaft ein. Die Arbeitslosigkeit wird also vom zunehmenden Phänomen des „Wor-
koholismus“ begleitet, besonders bei einigen Berufsgruppen wie Rechtsanwälten und 
Finanziers.  
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Sowohl die Politiker als auch die Unternehmensmanager versuchen die Probleme in der 
Sphäre der Beschäftigung kurzfristig zu lösen, wobei sie die aktuellen Trends in diesem 
Bereich nicht in ausreichendem Maße zur Kenntnis nehmen. Dabei handelt es sich um 
Trends, die sowohl von der Wirtschaftstheorie als auch von der Wirtschaftspraxis diag-
nostiziert werden.2

 
Zivilisatorische Veränderungen und wirtschaftliche Situation 
 
Eine grundsätzliche Determinante des Wirtschaftswachstums und der Arbeitsmarktsitua-
tion ist gegenwärtig die Stärke und Komplexität der zivilisatorischen Veränderungen, 
denen die Wirtschaft weltweit und lokal unterworfen ist. Diese Veränderungen bedin-
gen, dass neben ihren Nutznießern die Zahl der „Opfer“ wächst. Ausdruck dessen ist der 

 
2 W. Gardawski: Koniec świata robotników. In: Gazeta Wyborcza, 4. 1. 2002. 
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Umstand, dass in vielen Ländern das Phänomen des Unternehmenskonkurses zunimmt. 
Die Analysen weisen dabei darauf hin, dass dieser Trend sich höchstwahrscheinlich ver-
stärken wird. Die aktuelle wissenschaftlich-technische Entwicklung sowie die entschei-
dende Rolle der Information, des Wissens und der Qualifikation bilden ein neues 
Entwicklungsparadigma: eine Wirtschaft, die auf dem Wissen beruht. Dabei stellen 
Wissen und Information Wohlstandsquellen dar, die sich von den traditionellen funda-
mental unterscheiden: sie werden nicht verbraucht, wer sie verkauft, besitzt sie weiter-
hin. Information, Wissen, Technologie, die Sphäre des symbolischen Denkens beginnen 
mehr Wohlstand zu schaffen als die industrielle und landwirtschaftliche Produktion. 
Dies erzeugt ein gewaltiges Produktivitätspotenzial, das so groß ist, dass nur die hoch-
entwickelten Gesellschaften in der Lage sein werden, zu einem Modell der Freizeitge-
sellschaft überzugehen.3 Dieses hat den Charakter der VI. „Zivilisationswelle“, die 
bisher ausschließlich die am stärksten privilegierten Gesellschaften umfasst. Der Über-
gang zu einem solchen Modell ist dort allerdings Ergebnis des Wohlstands und nicht 
Folge einer dramatischen Notwendigkeit wie im Falle der Arbeitslosigkeit. Umso mehr, 
als auch in reichen Ländern das Problem fehlender Arbeitsplätze ebenfalls nicht gelöst 
werden kann. Die Dynamik der Veränderungen ist so groß, dass die Tofflersche „III. 
Welle“ fast schon der Geschichte angehört, während andererseits die „I. Welle“, also ei-
ne auf der Landwirtschaft basierende Zivilisation, erst vor kurzem die ganze Welt er-
fasst hat.4 Dagegen befindet sich die „II. Welle“, die vor dreihundert Jahren die 
industrielle Revolution brachte und zur Entwicklung der Industriegesellschaft führte, auf 
einem absteigenden Ast, obschon sie weiterhin zahlreiche Regionen und Gesellschaften 
umfasst. Die sich anschließende „III. Welle“, die auf der Entwicklung der Mikroelektro-
nik beruht, wird von der „IV. Welle“, der Revolution in der Sphäre der Information (In-
ternet), gejagt. Dies begünstigt die transnationalen Kapitalströme und die weltweite 
Manie in Sachen Fusionen, was auch als „V. Welle“ (weltweite Fusionen und Übernah-
men) bezeichnet wird. 
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Die gegenseitige Durchdringung dieser Wellen erzeugt einen Komplex turbulenter Phä-
nomene, deren vollständige Abbildung, Berechnung und Bewertung auf große Schwie-
rigkeiten stößt, umso mehr, als diese fundamentalen Veränderungen von großen und 
zunehmenden Disproportionen der regionalen Entwicklung begleitet werden. Dies 
kommt unter anderem dadurch zum Ausdruck, dass die alten und die neueren „Zivilisa-
tionswellen“  
(die agrarische, die industrielle und die postindustrielle) mit großer Wucht und konflikt-
trächtig aufeinander stoßen. Unter solchen Bedingungen wachsen Unsicherheit und Ri-
sikoempfinden, was von einer ambivalenten Bewertung der aktuellen ökonomischen und 
sozialen (aber auch mentalen) sowie technologischen Veränderungen begleitet wird. Der 
Mythos vom erlösenden technischen Fortschritt verblasst allmählich, er ist heute zu ei-
nem Element von Unsicherheit und Furcht geworden.5

 
3 J. Rifkin: Die Teilung der Menschheit. In: FAZ, 12. 8. 2000. 
4 A. u. H. Toffler: Budowanie nowej cywilizacji. Polityka trzeciej fali. Poznań 1996, S. 15. 
5 D. Cohen: Kłopoty dobrobytu. Warszawa 1998. 
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Die fortschreitenden Globalisierungsprozesse, die Entwicklung der Kapitalmärkte und 
transnationaler Unternehmen sowie die damit verbundene Komplexität der Gesellschaft 
und das dadurch steigende Geschäftsrisiko 
bewirken, dass sich immer deutlicher die Notwendigkeit abzeichnet, über effektive In-
strumente zu verfügen, die es erlauben, der Arbeitslosigkeit entgegenzuwirken. Denn 
nicht nur die Wirtschaft, sondern auch das Risiko unterliegen der Globalisierung. „In der 
fortgeschrittenen Moderne geht die gesellschaftliche Produktion des Wohlstands mit der 
gesellschaftlichen Produktion des Risikos einher.“ Da sie Risiko „produziert“, muss die 
heutige Welt gleichzeitig nach einem Antidotum suchen. In reichen Ländern, vor allem 
in den USA, werden die Probleme mit „dicken Bäuchen“ anstelle von Hunger für viele 
Personen zu einer schwierigen Frage.6 Dies ist eine der negativen Folgen der Überzivili-
sierung und einer nicht ökologisch orientierten Lebensmittelindustrie, woraus sich der 
manchmal geradezu dramatische Kampf um eine Rückkehr zu gesunder Ernährung er-
gibt. 
Ein Ergebnis der enormen technologischen Veränderungen ist die „postmoderne Kondi-
tion“, das heißt eine sozioökonomische und intellektuelle Situation in der postindustriel-
len Gesellschaft, die immer stärker durch zunehmende Komplexität und raffinierte 
Technologien geprägt wird. Diese raffinierten Technologien unterworfene Zivilisations-
phase wird auch als „Technopol“ bezeichnet, also als Phase, bei der es zum Triumph der 
Technik über die Kultur, über die Gesundheit und über die sozialen Beziehungen 
kommt.7
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Die Veränderung des zivilisatorischen Paradigmas bedeutet, dass die bisherigen Model-
le, nicht nur der Wirtschaft im Allgemeinen, sondern auch des Managements, des In-
vestments, des Handels, der Bildung, der Arbeit und Beschäftigung, des Konsums, der 
sozialen Institutionen und Beziehungen, der Regierungen und der Familie schnell an 
Aktualität verlieren. Hieraus resultieren schwierige Herausforderungen für das Wirt-
schaftsleben und den Einsatz von Arbeitskraft.8 Es verändern sich Arbeitsstil und Insti-
tutionen, es tauchen neue Berufe sowie neue Arten des Verkaufs und Kaufs von Waren 
und Dienstleistungen auf. Zum wichtigsten Produktionsmittel wird das Wissen, das im-
mer demjenigen gehört, der über es verfügt. Das Wissen ist nicht nur ein Instrument der 
Wissenschaftler, Lehrer, Manager oder sogenannter Fachleute, sondern auch von einer 
immer größer werdenden Gruppe von „Wissensarbeitern“ (knowledge workers). Ihre 
Stärke besteht darin, dass sie über Qualifikationen und Fähigkeiten verfügen, die ande-
ren nicht zugänglich sind. Die „Wissensarbeiter“ benötigen keine Fabrik oder Instituti-
on, die sie beschäftigt. Sie stellen für sich alleine eine Firma dar, indem sie ihre 
Dienstleistungen verkaufen. Dadurch sind sie autonom. Hieraus ergeben sich auch die 
zunehmenden Tendenzen zum Outsourcing. 
Diese neue Zivilisation des Wissens und die für sie charakteristische Vehemenz der 
Veränderungen bewirken, dass nach Einschätzung der Wissenschaft die Unternehmen, 
die Weltwirtschaft und die zwischenmenschlichen Beziehungen durch die neuen Trends 

 
6 U. Beck: Społeczeństwo ryzyka. W drodze do innej nowoczesniości. Warszawa 2002, S. 27-29. 
7 N. Postman: Technopol. Triumf techniki nad kulturą. Warszawa 2004. 
8 T. Drabek: Internet w biznesie. In: Teleinfo 19 (1999). 
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total verändern werden. Von den Veränderungen, die einen entscheidenden Einfluss auf 
die Wirtschaft und die Gesellschaft des XXI. Jahrhunderts haben, werden in erster Linie 
folgende genannt: 
 Die Zunahme des Lebensalters und des Alterns in hochzivilisierten Gesellschaf-
ten; die Zunahme von Personen im Rentenalter; die Abnahme der Kinderzahl in den 
Familien. 
 Die dynamische Entwicklung des Dienstleistungssektors für ältere Menschen 
und die zunehmende Nachfrage nach medizinischen Dienstleitungen. 
 Ein den Anstieg der Industrieproduktion begleitender Rückgang von körperli-
cher, wenig qualifizierter Arbeit, die der Automatisierung zum Opfer fällt. 
 Eine ansteigende Nachfrage nach Arbeit, die spezielle Fähigkeiten und Qualifi-
kationen erfordert.  
 Die Notwendigkeit einer ständigen Steigerung der Qualifikation, was bewirkt, 
dass die Bildung zu einer wichtigen und einträglichen Wirtschaftsbranche wird. 
 Die Festigung und zunehmende Autonomie der Arbeitsmarktposition von be-
sonders qualifizierten, über ausgesuchte Qualifikationen verfügende Personen. Sie iden-
tifizieren sich nicht mit einer Korporation oder Regierungsorganisation, von der sie ihr 
Gehalt erhalten, sondern mit der eigenen Berufsgruppe.  
 Die Stärkung der Flexibilität und Differenziertheit der Korporationen, die im 20. 
Jahrhundert eine Tendenz zum ungebremstem Wachstum hatten, um dadurch Transakti-
onskosten zu senken. Sie binden sich mit Verträgen an zahlreiche kleine Firmen, die für 
sie Dienstleistungen erbringen, indem sie Mitarbeiter beschäftigen, die über spezielle 
Fachkenntnisse verfügen, oder an Universitäten, die technologische Lizenzen vergeben. 
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In der neuen Wirtschaft können die klassischen Arbeiter nicht mehr darauf rechnen, dass 
sich die Konjunktur von einst einstellt, als die steigende Nachfrage nach körperlicher 
Arbeit den Anstieg der realen Gehälter garantierte.9 So wie sich mit der Industriellen 
Revolution Massenarbeitskraft einstellte, nimmt zusammen mit der Revolution in der 
Informatik ein elitärer Kader von Spezialisten deren Platz ein. Es entstehen neue Berufe, 
Produkte und Dienstleistungen, aber sie alle erfordern immer weniger menschliche Ar-
beit. Die billigste menschliche Arbeitskraft wird niemals so billig sein wie die billige 
Arbeit intelligenter Maschinen. Der Rückgang von Arbeitsplätzen für die typischen Ar-
beiter ist ein Phänomen, das es in allen modernen, hoch entwickelten Ländern und Un-
ternehmen gibt.  
Im Zusammenhang mit der global zunehmenden Arbeitslosigkeit führt Rifkin aus, dass 
ein Mittel, um diesen Negativtrend zu überwinden, die Arbeitszeitverkürzung, eine an-
dere Verteilung von Arbeit ist. Es wird geschätzt, dass man in der Mitte des XXI. Jahr-
hunderts weltweit in der Lage sein wird, die gesamte Nachfrage nach Gütern und 
Dienstleistungen zu befriedigen, indem nur fünf Prozent der menschlichen Arbeitskraft 
genutzt werden. 10 In der Industrie ist dies schon absehbar. In den 60er Jahren des 19. 

 
9 In den USA sind die Löhne der Fabrikarbeiter seit dreißig Jahren auf dem gleichen Niveau. Auch der 

Lohnanteil an den Produktionskosten verringert sich. Heute machen sie in den USA kaum 15 Prozent aus, 
über doppelt so wenig wie vor fünfzig Jahren. 

10 Globaler Feierabend: Mit Jeremy Rifkin spricht Jacek Żakowski. In: Gazeta Wyborcza, 18. 12. 2001. 
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Jahrhunderts war jeder dritte Amerikaner Industriearbeiter; gegenwärtig ist es nur jeder 
sechste, obschon wesentlich mehr produziert wird. In den vergangenen Jahren wurden 
arbeitsintensive Branchen in die ärmeren Länder transferiert. „Die Dritte Welt entwi-
ckelte sich, weil sie mit dem Westen konkurrierte, indem sie billige Arbeitskraft ver-
kaufte. Jetzt braucht man keine billige Arbeit mehr. ´General Motors` oder ´Microsoft` 
werden keine klassischen Fabriken in Indien oder Polen errichten.“ Rifkin unterstreicht, 
dass „die traditionellen Fabriken, die Tausende Arbeiter beschäftigen, die Schrauben 
drehen und die Qualitätsstandards nicht halten, von computergesteuerten Robotern er-
setzt werden. Die Fabriken kehren aus den armen Ländern zurück, in die sie vor fünf-
zehn oder zehn Jahren verlagert wurden. Da sowieso alles von Maschinen gefertigt wird, 
zählt billige Arbeit nicht mehr. Wichtiger ist die Nähe reicher Absatzmärkte.“11 Die Ar-
beitslosigkeit wächst vor allem wegen des abnehmenden Bedarfs an weniger qualifizier-
ter Arbeitskraft. Fast überall ruft dies ernsthafte Probleme hervor, nicht nur 
ökonomische, sondern auch soziale und politische. Die Veränderungen in Wissenschaft 
und Technik verändern die Modelle der Beschäftigung und der Karrieren. Die sich ver-
längernde aktive Lebensphase zwingt die Mitarbeiter zu mehreren Wechseln in Beruf 
und Qualifikation. Die Intensität der Veränderungen bewirkt, dass die Wirtschaft die 
Züge einer „unbeständigen Wirtschaft“ annimmt. Unbeständig sind die Berufe, Arbeits-
plätze und Positionen in der Managerhierarchie.  
 
Der Zugang zur Arbeit in Zeiten des zivilisatorischen Umbruchs 
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Unter den Bedingungen des neuen Entwicklungsparadigmas – der Zivilisation des Wis-
sens – verändern sich die Besitzverhältnisse, was sich aus der Tatsache ergibt, dass im 
Unterschied zum klassischen Kapitalismus nicht der Besitz an Produktionsmitteln die 
entscheidende Rolle spielt, sondern das intellektuelle Kapital. Deshalb wird auch der 
„Zugang“ (access) zur Schlüsselkategorie, dessen Gegenteil des „Ausschluss“ ist. Da die 
elementare Quelle des strategischen Wettbewerbsvorteils gegenwärtig das intellektuelle 
Potential ist, sind diejenigen (juristischen und natürlichen) Personen, die darüber nicht 
verfügen, zum „Ausschluss“ verurteilt. Leider kann es unter den heutigen Bedingungen 
in vielen Ländern, besonders den ärmeren, relativt leicht dazu kommen, was im übrigen 
auch recht häufig geschieht. Dies betrifft in erster Linie Länder, die eine Systemtrans-
formation durchlaufen. Ein charakteristisches Beispiel ist hierfür Polen, wo globale zivi-
lisatorische Ursachen mit Faktoren verflochten sind, die sich aus der noch nicht 
abgeschlossenen Transformation der Wirtschaft sowie aus Problemen, die aus der Integ-
ration in die EU folgen, ergeben. Polen ist gegenwärtig drei Revolutionen unterworfen: 
 der zivilisatorischen, 
 der aus der Systemtransformation resultierenden, 
 der die EU-Integration betreffenden. 
Die gegenseitige Durchdringung hat einen Komplex sehr turbulenter Erscheinungen zur 
Folge, deren Beherrschung auf große Schwierigkeiten stößt, umso mehr, als die starken 
Veränderungen von enormen und weiter anwachsenden Disproportionen der regionalen 

 
11 Ibd. 
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Entwicklung begleitet werden. Dies kommt unter anderem durch die Überlagerung alter 
mit neueren „Zivilisationswellen“ zum Ausdruck. Unter solchen Bedingungen wächst 
das Ausmaß an Unsicherheit und Risiko, was von einer ambivalenten Bewertung aktuel-
ler ökonomischer, gesellschaftlicher sowie mentaler und technologischer Veränderungen 
begleitet wird.  
 
Unsicherheit und Ambivalenz 
 
Die sich global vollziehenden revolutionären Veränderungen werden von einer Zunah-
me der Unsicherheit und des Risikos in fast allen Bereichen des ökonomischen und so-
zialen Lebens begleitet. Unsicherheit ist im Unterschied zu Risiko nicht messbar. Daher 
wird bei den Beurteilungen der wirtschaftlichen und sozialen Veränderungen diese Fra-
ge häufig bagatellisiert, was zu ambivalenten Wertungen führt. Diese Ambivalenz findet 
sowohl auf der makro- als auch auf der mikroökonomischen Ebene, sowohl in der Theo-
rie als auch in der Praxis ihren Ausdruck. Wenn nämlich unter den Bedingungen des 
neuen Zivilisationsparadigmas der elementare Produktionsfaktor und Motor der Ent-
wicklung das Wissen ist (im Kapitalismus dagegen die Produktionsmittel und der Pri-
vatbesitz), und der Eigentümer des Wissens der Mensch ist, dann stellt sich die Frage, 
wie man ein solches Wirtschaftssystem definieren soll. „Wie soll das kapitalistische 
System in der Ära des intellektuellen Potenzials funktionieren, wenn dieses Potenzial 
nicht als Eigentum besessen werden kann?“12  
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Das neue Zivilisationsparadigma, die Wissensgesellschaft, sollte den Menschen in den 
Mittelpunkt stellen (Humanozentrismus), auch im Bereich des Managements von Wirt-
schaft und Unternehmen. Allerdings sind weiterhin Erscheinungen, die das Gegenteil 
des Humanozentrismus darstellen, nicht selten und nehmen manchmal sogar zu. Dage-
gen hat bereits J. M. Keynes festgestellt, dass, wenn sich die Kapitalisten so um die Ar-
beiter kümmern würden wie um ihre Maschinen, es keine Krisen gebe. Die Arbeiter 
verlören ihre Arbeitsplätze nicht und es käme auch nicht zu krisenhaften Einbrüchen bei 
der Nachfrage. Die Reduktion von Beschäftigung und die daraus resultierende Arbeits-
losigkeit ist also eine zweischneidige Waffe. Der Humanozentrismus ist umso notwen-
diger, als die Gegenwart von einer Ambivalenz des Erfolgs und des Misserfolgs 
gekennzeichnet wird. „Gegenwärtig kann man“ – wie Soichiro Honda hervorhebt – „Er-
folg nur aufgrund sich wiederholender Misserfolge, die man ständig analysieren muss, 
erzielen. Erfolg macht in Wirklichkeit 1% der Arbeit aus, die zu 99 % aufgrund von 
Misserfolgen ausgeführt wird.“13

 
Die Ambivalenz des Wirtschaftswachstums 
 
Paradoxerweise ist seit bereits einigen Jahren in den entwickelten Volkswirtschaften ei-
ne deutliche Verringerung des Wachstums zu beobachten, obschon das Produktivitäts-

 
12 L. C. Thurow: Przyszłość kapitalizmu. Wrocław 1999, S. 29-30. 
13 S. Honda: Myśli o biznesie. Warszawa 2000, S. 54 
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potenzial enorm ist und auch enorm wächst.14 Im Zusammenhang mit dem zivilisatori-
schen Umbruch und der damit verbundenen Übergangsphase wird bezweifelt, ob sich 
ein Wachstum von jährlich 1 bis 3 Prozent verstetigen kann. Jerzy Kleer behauptet zum 
Beispiel, dass die Ära eines hohen Wirtschaftswachstums, so weit man dies prognosti-
zieren könne, in entwickelten Marktwirtschaften der Vergangenheit angehöre. Gehe 
man nämlich zu einem Wirtschaftssystem über, bei dem 70 Prozent durch Dienstleistun-
gen erwirtschaftet werden, so könne man kaum erwarten, dass ein hohes Wachstums-
tempo möglich ist.15 Und ein solches Wachstumstempo reicht nicht dazu aus, um die 
Voraussetzungen für die Eindämmung der Arbeitslosigkeit zu schaffen und einen Zu-
wachs an Arbeitsplätzen zu garantieren. 
 
Die Ambivalenz der Globalisierung  
 
Die heutige Wirtschaft globalisiert sich immer schneller, aber gleichzeitig kommt es zu 
keiner Globalisierung der Gesellschaften, was sich in wachsenden Disproportionen und 
Ungleichheiten und den damit verbundenen lokalen und globalen sowie kulturellen und 
religiösen Konflikten widerspiegelt.  

 
20 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1/2 
2005 

ao
 

                                                

Die Ambivalenz der Globalisierung wird von J. E. Stiglitz sehr deutlich herausgestellt: 
„Ich schrieb dieses Buch, weil (...) ich mit eigenen Augen sah, wie verheerend der Ein-
fluss der Globalisierung auf Entwicklungsländer sein kann, besonders auf die ärmeren 
unter ihnen. Ich bin überzeugt, dass die Globalisierung durch die Aufhebung der Barrie-
ren, die den freien Handel behindern, und durch die Integration der Wirtschaft auf inter-
nationaler Ebene eine Kraft sein kann, die dem Guten dient und potenziell die Situation 
aller Menschen auf der Welt verbessern kann, vor allen Dingen der Ärmeren. Aber da-
mit dies gelingt, glaube ich, dass die Art, wie sie durchgeführt wird, (...) grundsätzlich 
neu überdacht werden müsste.16 Die Globalisierung ruft, trotz einer Reihe positiver Ef-
fekte einen deutlichen Verdrängungseffekt hervor, die Übertragung negativer sozioöko-
nomischer Erscheinungen, wie der Arbeitslosigkeit, von ökonomisch stärkeren Ländern, 
Regionen und Agglomerationen, aber auch von ganzen Wirtschaftszweigen auf schwä-
chere (Asymmetrie der Rationalität).17 Dies betrifft ebenfalls die regionalen Strukturen 
eines Landes, auch die ländlichen Gebiete. Es kann sein, dass es sich hierbei um einen 
unerwünschten Nebeneffekt handelt, ungeachtet dessen ist er in vielen Ländern (beson-
ders in den schwächer entwickelten) beträchtlich und stellt ein ernstes Problem in der 
Entwicklungspolitik des Landes dar. „Globalisierung heute, das ist nicht nur ein Strudel, 
der andauernd neue Bereiche in seine Logik einbezieht, das ist nicht nur eine wachsende 
Zahl und ein steigendes Tempo von Operationen, also eine „Verdichtung“ von Zeit und 
Raum, sondern auch eine Kraft, die einzelne Staaten aus ihrer historischen Zeit (aus ih-
rem Entwicklungsstadium) herausreißt und ihnen zwar rationale Prozeduren und Institu-

 
14 E. Mączyńska: Słabnące tempo wzrostu w gospodarce światowej. In: Ekonomista (2003), Nr. 5. 
15 Tempo wzrostu gospodarki światowej. Implikacje dla Polski. Raport nr. 44 Rady Strategii Społeczno 

Gospodarczej przy Radzie Ministrów, 2004, S, 98. 
16 J. E. Stiglitz: Globalizacja. Warszawa 2004, S. 7. 
17  J. Staniszkis: Władze globalizacji. Warszawa 2003, S. 13-19. 
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tionen aufzwingt, allerdings für ein anderes Stadium und auf einer anderen Skala. (...) 
Die Globalisierung, die sich ständig neue Wirtschaften einverleibt (und sie oberflächlich 
integriert) destabilisiert sich selbst, da sie den Raum für stabilisierende Aktivitäten ein-
schränkt.“18

 
Die Ambivalenz des Wissens. Die Ambivalenz des Reichtums 
 
Das beispiellose Tempo der Veränderungen bedingt, dass die Theorie häufig nicht mit 
der Praxis übereinstimmt, und die Erfahrungen aus der Vergangenheit nicht nur nicht 
ausreichen, sondern die Fähigkeit zu vergessen zur elementaren Fähigkeit wird. Gleich-
zeitig wird das Unwissen über das eigene Unwissen zur größten Entwicklungsbarriere. 
Hierzu passt folgender Gedanke von Konfuzius: „Wissen, dass man weiß, was man 
weiß, und wissen, dass man nicht weiß, was man nicht weiß, das ist wahrhaftes Wis-
sen.“19 Die Ambivalenz berührt damit auch das Wissen. Unter den Bedingungen des 
neuen Entwicklungsparadigmas ist das Wissen alles, und im Ergebnis immenser Verän-
derungen ist es wiederum nichts, da es ungewöhnlich schnell veraltet. Die Lebenszyklen 
des Wissens werden nämlich immer kürzer, was gleichzeitig von einer Verlängerung des 
menschlichen Lebens begleitet wird. Dadurch wird das Wissen auch immer undemokra-
tischer, da es die Subjekte und ihre Chancen extrem ausdifferenziert. Die Wissenszivili-
sation kann daher zu einer Zivilisation sich verstärkender sozialer Ungleichheiten 
werden. Die neue Zivilisationswelle „überschwemmt und ertränkt“ die Unvorbereiteten, 
deren Zahl ständig zunimmt. Sie verschafft hoch qualifizierten Personen Arbeit und ver-
urteilt andere zur Arbeitslosigkeit. Das Problem der Ambivalenz des Wissens und der 
Innovation hat G. Ritzer sehr anschaulich vor einigen Jahren dargestellt, als er nachwies, 
dass die modernen Technologien, neben vielen unbestreitbaren Vorteilen, auch ihre 
dunkle Seite haben. 
„Effizienz, Kalkulierbarkeit, Vorhersehbarkeit und das Manipulieren mit Menschen 
durch die Anwendung von Technologien, die deren Beteiligung nicht benötigen, sind 
zweifelsohne Charakteristika eines rationalen Systems. Rationale Systeme führen aller-
dings zwangsläufig zu Nicht-Rationalität.“20

Dies alles spielt sich im globalen Maßstab ab. 
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Es entsteht also die Frage, welche Strategien von den Wirtschaftssubjekten verfolgt 
werden sollten, damit es – ohne sie auszuschließen – nicht zu einer „Nichtrationalität der 
Rationalität“ und zu einer Verlangsamung des Wachstumstempos kommt. Auf diese 
Frage gibt es natürlich keine einfache universelle Antwort, aber generell geht es darum, 
eine nichtrationalisierte Nische zu schaffen, wobei der Begriff nichtrationalisiert hier 
positiv besetzt ist, als Antonym zu einer nichtrationalen Rationalisierung (McDonaldi-
sierung).21 In einer Situation, in der die Subjekte, auch verhältnismäßig kleine, einem 
starken globalen Wettbewerb ausgesetzt sind, muss ihre Strategie im Bereich der Ar-

 
18 Ibd., S. 7-8. 
19 Wie Fußnote 12, S. 94. 
20 G. Ritzer: MCDonaldyzacja społeczeństwa. Warszawa 1999, S. 39. 
21 R. F. Kennedy: Polacy brońcie swoich świń i kraju. In. Gazeta Wyborcza, 3. 10. 2003. 
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beitsmethoden, der Technologie, der Finanzen, der Produkte und Märkte, der Informati-
onen und des Humankapitals ebenfalls global sein.22 Gleichzeitig kann die einfache Ü-
bernahme von Mustern und Lösungen aus Ländern mit modernsten Technologien eine 
Art Abkürzung darstellen, deren kurzfristige Effekte zwar spektakulär sind (zum Bei-
spiel durch niedrige Kosten und Warenpreise), die aber auf lange Sicht zu überaus un-
erwünschten Erscheinungen (sozial, ökologisch) führen. Nicht durchdachte 
technologische Strategien können im Extremfall zum Bankrott von Wirtschaftssubjekten 
führen, die technologisch schwächer sind. Für weniger entwickelte Länder ist deshalb 
eine Art „Froschsprung“ von Bedeutung, allerdings unter Beibehaltung sozial und öko-
nomisch beachteter Entwicklungsparameter, einschließlich lokaler Produktionsparame-
ter. Bei der Unternehmensführung ist also ein globaler Ansatz unentbehrlich, wobei man 
ihn gleichzeitig an die lokalen Bedingungen und individuellen Wünsche der Klienten 
anpassen muss.  
Unter den Bedingungen des neuen Paradigmas wird sogar der Wohlstand ambivalent, 
denn es stellt sich die Frage, woraus er eigentlich besteht. Mit Sicherheit in erster Linie 
aus Wissen, aber dieses veraltet schnell, und schlecht genutzt oder verwaltet kann es zur 
Katastrophe führen. Noch katastrophaler können die Folgen fehlenden Wissens sein.  
 
Die Ambivalenz der Demokratie und des Liberalismus. Die Ambivalenz der Arbeit 
 
Die Hyperdemokratie und der Hyperliberalismus können im Extremfall zu ihrem Ge-
genteil führen, zur Diktatur des Monopols und zur Aufgabe der Wettbewerbsordnung.23 
Die Veränderlichkeit und Komplexität des Rechts weichen diese nämlich auf.24 Demo-
kratie und Recht, und damit ein Leben in Übereinstimung mit den Normen der Rechts-
staatlichkeit, sind heute keine Synonyme mehr. 
 
Die Ambivalenz des Wettbewerbs. Die Bedrohung der Wettbewerbsordnung 
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Trotz theoretischer Auseinandersetzungen hinsichtlich der Wirtschaftsordnung wird die 
Wettbewerbsordnung nicht in Frage gestellt. Allerdings führt sowohl die Idee perfekten 
Wettbewerbs unter den Bedingungen der Globalisierung als auch die Dominanz transna-
tionaler Korporationen zur Beschränkung und zur Aufhebung des Wettbewerbs und zur 
Schwächung anderer marktwirtschaftlicher Mechanismen. 
Obschon der freie Markt grundsätzlich die Basis und das Instrument ist, mit dessen Hilfe 
die Konsumenten Rationalität lernen und Rationalität „einüben“, wird dieser Effekt 
durch die Globalisierung stark eingeschränkt, zuweilen beseitigt. Die unsichtbare Hand 
des Marktes wird von der „unsichtbaren Hand der Globalisierung“ vernichtet. Die un-
sichtbare Hand des Marktes wird so zur leblosen Hand des Marktes. Die übertriebene 
Marktkonfrontation der Wirtschaftssubjekte kann zu unerwünschten Erscheinungen und 

 
22 E. Mączyńska (Hg.): Restrukturyzacja przedsiębiorstw w procesie transformacji gospodarki polskiej. 

Warszawa 2002. 
23 J. Ortega y Gasset: Bunt mas. Warszawa 2002, S. 15. 
24 Ibd., S. 15. 
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Bedrohungen führen, zumal „die Grenze zwischen Wettbewerb und Zerstörung kaum 
feststellbar ist.“ (...) „Die Überzeugung von einer harmonischen Koexistenz von Koope-
ration und Konkurrenz hat den Wert einer sich selbst erfüllenden Voraussage. Sie bringt 
große Vorteile in Form von Hilfen seitens der Regierungen und Banken, was eine ag-
gressivere Form des Wettbewerbs ermöglicht.25

 
Die Ambivalenz der Rolle des Staates. Die Konkurrenz der Staaten 
 
Die Globalisierung verändert die Rolle der Staatsmacht, führt zu ihrer Fragmentierung 
und Segmentierung. „Der einstige Staat mit einem klar definierten Zentrum und hierar-
chisch geordneten, einheitlichen und logischen Abläufen existiert nicht mehr. Er ist zu 
einem Netzwerk-Staat geworden, mit zahlreichen Verflechtungen, die normative Gren-
zen häufig überschreiten und zu äußeren Dispositionszentren tendieren.“26 Gleichzeitig 
schwindet die Grenze zwischen Staat und Markt. Deshalb konkurrieren gegenwärtig 
nicht nur Unternehmen, sondern auch Staaten, vor allem durch ein System von Regeln, 
die die Wirtschaft, das Recht, den Arbeitsmarkt und den Zugang zu Informationen regu-
lieren. Letzteres ist für den Markterfolg wichtig, besonders im Lichte der Theorie der 
asymmetrischen Information und der auf dieser Grundlage von J. E. Stiglitz und A. 
Weiss formulierten Konzeption des credit rationing, die im übrigen mit der 1957 formu-
lierten These von J. K. Galbraith über die Kreditdiskriminierung kleiner und mittlerer 
Unternehmen übereinstimmt. Hieraus resultierende Extremfolgen sind die Insolvenzen 
von Unternehmen. Nicht selten wird dies von einem gigantischen institutionellen Chaos 
begleitet, aber auch von verstärkter Korruption und einem aktiven rent seeking, was 
Wohlstandsverluste und Preiserhöhungen zur Folge hat.27

 
Die Notwendigkeit eines starken, aber schlanken Staates 
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Um die Aufhebung, zumindest aber Beschränkung der für die Zivilisation des „Techno-
pols“ typischen, ungünstigen Folgen und „Ambivalenzen“ zu ermöglichen und um zwi-
schenstaatlichen Wettbewerb möglich zu machen, muss die Liberalisierung der 
Wirtschaft von einer Stützung des Staates und seiner Institutionen (auch der Wettbe-
werbsordnung) begleitet werden, die die Wirtschaftssubjekte durch eine entsprechende 
Infrastruktur (auch des Arbeitsmarktes) stärkt und nicht ausschaltet. Die in den 80er Jah-
ren in fast allen entwickelten Volkswirtschaften begonnene „Abkehr vom Staat“ er-
scheint heute, unter den Bedingungen eines zivilisatorischen Umbruchs, sehr 
problematisch zu sein. Die Stärkung des Staates bedeutet keine größere Ingerenz in die 
Wirtschaft, vielmehr soll es sich um einen „schlanken“, institutionell effektiven und 
starken Staat handeln. Daher sollte entgegen einigen Theorien im Hinblick auf die loka-
len und globalen Verhältnisse der Gegenwart die Rolle des Staates als rechtliches, insti-

 
25 C. Hampden-Turner, A. Trompenaars: Siedem kultur kapitalizmu. Warszawa 1998, S. 122. 
26 Wie Fußnote 16, S 17. 
27 S. Sztaba: Nasilenie zjawiska aktywnego poszukiwania renty w krajach postkomunistycznach na tle 

wybranych krajów rozwiniętych. Warszawa 2004. 
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tutionelles und die Information betreffendes Regulativ der sozioökonomischen Infra-
struktur und als Wächter über die Wettbewerbs- und Sozialordnung nicht ab- sondern 
zunehmen. Dies erfordert allerdings, dass sich das Potenzial des Staates auf das Errei-
chen der angestrebten Ziele konzentriert, was einerseits die maximale Harmonisierung 
der „Staatsmacht“, des „Regierens“ und des „Verwaltens“ voraussetzt, andererseits, dass 
die Bedeutung struktureller Macht und die Gefahr struktureller Übermacht entsprechend 
wahrgenommen wird.28

Dies hat auch eine adäquate institutionelle Ordnung zur Voraussetzung, umso mehr, als 
durch Wirtschaftswachstum keine Arbeitsplätze mehr garantiert werden können. Dessen 
direkter Einfluss auf die Schaffung von Arbeitsplätzen nimmt deutlich ab. Eine viel 
wichtigere Rolle kommt gegenwärtig institutionellen Faktoren zu, von denen die Steuer-
systematik am wichtigsten ist. Das institutionelle Ausmaß des Schutzes von Beschäfti-
gung, die Effizienz der Arbeitsvermittlung u. ä. tragen gegenwärtig – ähnlich wie bei der 
Mehrzahl der Staaten Europas – auch in Polen, als einem Land mit rekordverdächtiger 
Arbeitslosigkeit, nicht zu mehr Beschäftigung bei, sondern eher zur Verfestigung der 
ungünstigen Situation auf dem Arbeitsmarkt. Eine schwierige Herausforderung für Staa-
ten mit hoher Arbeitslosigkeit und einem relativ niedrigen Wirtschaftswachstum ist die 
Notwendigkeit, zuweilen dramatische Entscheidungen zwischen verschiedenen Berei-
chen von Sozialausgaben zu treffen. Dies verdeutlicht gleichzeitig, wie stark das Wirt-
schaftswachstum und die Orientierung in der Wirtschafts- und Sozialpolitik voneinander 
abhängig sind.  
D. Cohen hält die „konservative Revolution“ der 80er Jahre sowie die sie begleitende 
Ablehnung des damals existierenden Staates für ein Symptom dieser Schwierigkeiten 
und fragt gleichzeitig: „Sollte man davon ausgehen, dass diese Ablehnung solange dau-
ert wie die Krise anhält oder sollte man annehmen, dass die Politik in der Lage ist, sich 
von den mit dem Wachstum verbundenen Problemen zu lösen und sich ungehindert zu 
entwickeln.29

 
24 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1/2 
2005 

ao
 

                                                

In seiner Antwort hebt er hervor, dass „die politische Gestalt der neuen Welt eher dem 
Modell der 60er Jahre als dem der 80er Jahre entsprechen würde, allerdings nur unter 
der Bedingung, dass der Staat sich von der spezifischen Form befreien könnte, die gera-
de die Hinterlassenschaft der 60er Jahre darstellt und weiterhin die Grundlage für seine 
Interventionen bildet“.30 Auch Z. Sadowski hält das Streben nach der Minimalisierung 
der Rolle des Staates für unbegründet, indem er auf das steigende Bedürfnis nach mehr 
Staat verweist und dabei die Ineffizienz und Schwäche des Staates betont. Daher bestehe 
die Hauptaufgabe des Staates darin, sich selbst zu erneuern, was die Bedingung zur Er-
zielung günstigster Synergieeffekte für die heute unabdingbare Kooperation zwischen 
Staat und Markt sei.31

 

 
28Wie Fußnote 16, S. 188. 
29 Wie Fußnote 5, S. 3. 
30 Ibd. 
31 Z. Sadowski: Rynek a państwo we współczesnej gospodarce. Kraków 2003, S. 11-12. 
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Die Aktualität des Ordoliberalismus und der Sozialen Marktwirtschaft 
 
Die Komplexität und die Turbulenzen bei den gegenwärtigen Entwicklungen und aktu-
ellen Veränderungen erhöhen die Bedeutung der Gesellschafts- und Wettbewerbsord-
nung, durch die ökonomische und soziale Interessen effektiv ausgeglichen werden 
können. Die Grundlagen für eine solche Ordnung bietet die Theorie des Ordoliberalis-
mus sowie das auf ihr basierende Modell der Sozialen Marktwirtschaft. In Polen ist die-
ses Modell Bestandteil der Verfassung. So besagt Art. 20: „Die auf freier 
Wirtschaftstätigkeit, auf dem Privateigentum und der Solidarität sowie auf dem Dialog 
und der Kooperation der Sozialpartner basierende Soziale Marktwirtschaft bildet die 
Grundlage der Wirtschaftsordnung der Republik Polen.“32 Das Modell der Sozialen 
Marktwirtschaft wurde auch in die „Verfassung für Europa“ in Titel 1, Art.3.3 aufge-
nommen: „Die Union strebt ein Europa der nachhaltigen Entwicklung auf der Grundlage 
eines ausgewogenen Wirtschaftswachstum an, eine in hohem Maße wettbewerbsfähige 
soziale Marktwirtschaft, die auf Vollbeschäftigung und sozialen Fortschritt abzielt, so-
wie ein hohes Maß an Umweltschutz und Verbesserung der Umweltqualität. Sie fördert 
den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt.“33

Die Soziale Marktwirtschaft findet also in Verträgen höchsten Ranges ihren Platz. 
Wichtig ist indessen, dass das Modell der Sozialen Marktwirtschaft adäquat verstanden 
und umgesetzt wird. Die Praxis erweist sich allerdings bislang als wenig erfolgreich, 
was hohe Arbeitslosigkeit und soziale Verwerfungen zur Folge hat. 
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32 Konstytucja Rzeczypospolitej Polskiej z dnia 2. kwietnia 1997 (Dz.U. 1997, Nr. 78 poz. 483). 
33 Entwurf eines Vertrags über eine Verfassung für Europa. Luxemburg 2003, S. 10. 
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Gerhard Schüsselbauer 
Zukunft der EU (25) – wirtschaftspolitische Herausforderungen und 
Zukunftsszenarien 
 
Nach Abschluss der Erweiterungsrunde und der Aufnahme zehn neuer Mitgliedstaaten 
steht die Europäische Union nach dem Mammutprogramm der letzten Jahre vor nicht 
weniger entscheidenden Weichenstellungen. Die neuen EU-Länder, die meisten davon 
mit ihrem „Gepäck der Östlichkeit“ (so der ungarische Schriftsteller István Eörsi) vom 
Wartesaal in die heiligen Hallen der Europäischen Union gebeten, entscheiden nun 
gleichberechtigt über Traktorensitzverordnungen, Standardgrößen für Kondome sowie 
den Krümmungsgrad einer handelsüblichen Schlangengurke... 
Das historische Datum 1. Mai 2004 brachte die EU zwar nicht ans Tor zu einer vielzi-
tierten epochalen Zeitenwende. Vielmehr wird nun eine, wenn auch bedeutsame Frisch-
zellenkur, ein belebendes, aber nicht unproblematisches Facelifting der „alten“ EU 
wahrgenommen. Ein flüchtiger Blick in die Geschichte genügt, um zu sehen, dass Euro-
pa immer eine dynamische Idee, nie ein statisches Konzept, ja nicht einmal ein fest um-
rissener Kontinent, sondern sehr oft allerdings auf tragische Art und Weise von sich 
selbst entfremdet war. Europa muss begreifen, dass die Einheit in der Vielfalt liegt und 
nicht Vielfalt durch eine krampfhafte Einheit gepredigt wird. Im Kleinen und im Indivi-
duellen erweist sich die Zivilisiertheit und Einfachheit. Einfachheit ist nicht gleichzuset-
zen mit Primitivität oder Rückständigkeit. Dies gilt sowohl für das institutionelle 
Rahmenwerk, für das die EU-Verfassung zweifellos einen bahnbrechenden Beitrag leis-
ten kann, aber auch für konkrete Politikbereiche wie die Erweiterung der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik (GASP), die neu zu definierende Europäische Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik oder die Ausgestaltung wirtschaftspolitischer Kon-
zepte. Die Verabschiedung der Verfassung der EU, die finanzielle Vorausschau für die 
nächste Haushaltsperiode 2007 bis 2013, die Integration der Beitrittskandidaten Rumä-
nien und Bulgarien, mit denen die Verhandlungen inzwischen erfolgreich abgeschlossen 
werden konnten, sowie die Aufnahme der Verhandlungen mit der Türkei werden die 
Zukunft der EU ebenso dominieren wie die grundsätzliche Fragestellung nach dem Spa-
gat bzw. dem Ausgleich zwischen Vertiefung und Erweiterung der EU. Immer wieder 
taucht dabei die Frage der optimalen Größe des supranationalen Integrationsgebildes EU 
auf. 
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In diesem Beitrag sollen einige Herausforderungen in der neuen EU (25), die insbeson-
dere die neuen Mitgliedstaaten betreffen, angesprochen werden. Neben der Behandlung 
wirtschaftspolitischer Fragen werden mögliche Szenarien für die Zukunft der EU entwi-
ckelt. Es kann dabei nicht auf alle wichtigen Fragen der Gegenwart und der Zukunft der 
EU eingegangen werden. Aspekte der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, der 
institutionellen Reform sowie der Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres 
bleiben weitgehend ausgespart. 
 
Problembereiche und zukünftige Herausforderungen für die neuen EU-Staaten 

• Demokratische Stabilität und Pluralismus: Auch wenn alle neuen EU-
Mitgliedstaaten dem politischen Kriterium entsprechen, spielen mitunter Defizi-

 



  Beiträge 

te im Medienpluralismus, der Stellung der politischen Eliten in der Gesellschaft 
sowie der demokratischen Legitimation von links- oder rechtsextremen Parteien 
eine nicht zu unterschätzende Rolle. Dies ist jedoch kein spezifisches Problem 
der neuen EU-Staaten, sondern lässt sich auch in vermeintlich „entwickelten“ 
EU-Ländern beobachten. Dennoch lässt sich in beinahe allen neuen, postkom-
munistischen EU-Ländern eine hohe Unsicherheit verbunden mit starken 
Schwankungen in der Stabilisierung der Parteienlandschaft, der politischen In-
stitutionen und des Akteursverhalten beobachten. 

• Integration der Minderheiten bzw. ethnischer Gruppen (bspw. Roma): Auf 
Druck der EU wurden zwar eine Reihe von Regierungsinitiativen beschlossen 
und auf den Weg gebracht, um die (soziale) Diskriminierung vor allem der Ro-
ma-Gruppen zu beseitigen. Die konkrete Umsetzung vor allem in den Ländern 
des östlichen Mitteleuropa (Tschechien, Slowakei und Ungarn) sowie Südosteu-
ropas (Rumänien und Bulgarien) bereitet massive Schwierigkeiten.Die beiden 
baltischen Staaten Estland und Lettland sehen sich nach wie vor dem gravieren-
den staatbürgerschaftsrechtlichen Problem gegenüber, die zahlenmäßig großen 
russischsprachigen Minderheiten zu integrieren. 

• Landwirtschaft: Auch nach der Verabschiedung der reformierten Agrarleitlinien 
und des Modulationsprogramms zur Entkopplung der Flächen- und Tierprämien 
von der Produktionsleistung bleibt die Agrarpolitik ein „Hauptminenfeld“ im 
Rahmen der Verhandlungen um knappe Haushaltsressourcen. Zudem geht es bei 
der „Phasing-In-Strategie“ der EU, nach der Landwirte der neuen Mitgliedstaa-
ten erst sukzessive über einen Zeitraum von acht Jahren in den Genuss der vol-
len Direktbeihilfen aus dem Agrarhaushalt der EU gelangen können, um 
Zeitgewinn für eine marktnahe, generelle Reform des Agrarsektors, zumal die-
ser Bereich traditionell seit Jahren am stärksten den marktwirtschaftlichen Kräf-
ten einer effizienten Allokation von Ressourcen und Produktionsfaktoren 
entzogen ist und in Wirklichkeit ein Musterbeispiel für staatsinterventionisti-
schen Dirigismus darstellt. 

• Übernahme der EU-Umweltstandards: Kein Bereich des EU-Rechts weist so 
viele Übergangsfristen auf wie die Behandlung der Umweltstandards. Aufgrund 
des immensen Nachrüst- und Investitionsbedarfs sind hier lange Zeiträume bis 
weit ins nächste Jahrzehnt eingeplant, um die Mindestanforderungen zu erfül-
len. Da sowohl während des Sozialismus als auch weitgehend während der 
Transformationsphase die Umweltgesetzgebung vernachlässigt wurde, kann im 
Hinblick auf einen effektiven Umweltschutz eine Internalisierung externer Um-
welteffekte über gesetzliche Rahmenbedingungen erst sukzessive initiiert wer-
den. 

 
27 

 
 
 
 
 
 
 
 

1/2 
2005

• Gerichtswesen (Justiz) und staatliche Administration (Inneres): Aufgrund der 
Umgestaltung und mitunter völligen Neuordnung mangelt es sowohl im Justiz-
wesen als auch in der öffentlichen Verwaltung an Kapazitäten. Eine der größten 
Herausforderungen besteht nach wie vor nicht in der eigentlichen Übernahme, 
sondern der gezielten und konkreten Umsetzung des gemeinschaftlichen Besitz-
standes der EU (acquis communautaire) in den jeweiligen ausführenden Ver-
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waltungsorganen sowie im Gerichtswesen, wo die Kapazitäten besonders be-
grenzt sind. 

• Korruption im öffentlichen Leben sowie in der Geschäftswelt: Ein zentrales 
Phänomen stellt die nach wie vor weit verbreitete Korruption in vielen ehemals 
post-kommunistischen Ländern dar. Alle Versuche der Eindämmung von illega-
len Praktiken sind bislang von sehr mäßigem Erfolg gekrönt. Im öffentlichen 
Bewusstsein der Bürger spielt die wahrgenommene Korruption eine zentrale 
Rolle. Der lähmende Effekt bezieht sich dabei nicht nur auf das öffentliche 
Verwaltungswesen, sondern auch auf die Wirtschaftstätigkeit der Akteure, da 
Korruption eine suboptimale Kostenrechnung für Investoren und Nachfrager 
nach öffentlichen Leistungen nach sich zieht. 

• Soziales: Der komplexe Bereich der Sozialpolitik und der Reform der Sozial-
versicherungssysteme zeigt die Problematik der Prioritäten und zeitlichen Ab-
folge der Systemtransformation sowie der dadurch bedingten (zwangsläufigen) 
Vernachlässigung dieses Bereichs. Allerdings lassen sich in manchen Ländern 
(Polen und Ungarn) bahnbrechende Reformen im Rentensystem ausmachen, die 
den Paradigmenwechsel aufgrund der demographischen Entwicklungen verdeut-
lichen. Hier könnten sogar Lerneffekte auf „alte“ EU-Länder übertragen wer-
den, die ihrerseits von den Transformationserfolgen der mitteleuropäischen 
Nachbarländer profitieren könnten. 

• Beschäftigungslage/Arbeitslosigkeit: Die bedeutsamste Herausforderungen für 
viele, insbesondere große EU-Länder stellt die Reform des Arbeitsmarktes und 
die Überwindung der Arbeitslosigkeit, die zum Großteil strukturell und wesent-
lich weniger konjunkturell bedingt ist, dar. Besonders in Deutschland zeigen 
sich seit Mitte der 1990er Jahre eine gravierende Investitionsschwäche und da-
mit Defizite auf der Angebotsseite der Wirtschaft, die keine Experimente key-
nesianischen Typs zulassen. Die hohen Arbeitslosenraten einiger neuer EU-
Länder, vor allem Polens und der Slowakei, legen den Handlungsbedarf offen 
und zwingen zu mutigen Reformen für eine Verbesserung der Investitionsbe-
dingungen, um so durch Multiplikatorwirkungen auch reale Einkommenseffekte 
erzielen zu können. Dabei spielt die Wettbewerbsfähigkeit der Volkswirtschaft, 
hervorgerufen durch Steigerungen der gesamtwirtschaftlichen Arbeitsprodukti-
vität, eine maßgebliche Rolle. Sozialpartner müssen noch stärker als bislang die 
Lenkungsfunktion des Reallohnes wahrnehmen, um Produktivitätsgewinne 
nicht verpuffen zu lassen. Die Versäumnisse bei den Reformen großer europäi-
scher Volkswirtschaften wie Deutschlands oder Frankreichs belegen aufgrund 
der Mobilität des Faktors Arbeit und vor allem des Faktors Kapital die Notwen-
digkeit EU-weiter Lösungen, zumal gerade in der Europäischen Wirtschafts- 
und Währungsunion der Arbeitsmarktpolitik eine zentrale Rolle zukommt. 
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Europäische Verfassung und Europäische Wirtschaftspolitik 
 
Die Verfassung für Europa bildet das Grundlagenwerk der EU, das alle relevanten Be-
reiche des Primärrechts auf eine vereinfachte, transparente Grundlage stellt. Darüber 
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hinaus stellt sie durch die Charta der Grundrechte für jeden EU-Bürger einklagbares 
Recht dar. Nachdem der Streit über die Präambel und die Aufnahme eines direkten Got-
tesbezuges die Feuilletonisten eingehend beschäftigt hatte, erwachte zusehends eine hef-
tige Debatte über die konkrete institutionelle Ausgestaltung der Kernorgane der EU – 
Rat der Europäischen Union, Europäisches Parlament und Europäische Kommission. 
Dieser Streit konnte erst nach zähem Ringen im Europäischen Rat der Staats- und Re-
gierungschefs beigelegt werden. In wirtschaftswissenschaftlicher Hinsicht lohnt es sich, 
einen Blick zu werfen auf die Ziele und Instrumente der Vertragsgrundlagen, die die eu-
ropäische Wirtschaftspolitik betreffen. 
Im ersten Abschnitt der Verfassung überwiegen neben institutionellen und politischen 
Aspekten auch Fragen der gemeinschaftlichen Wirtschaftspolitik. Insbesondere Art. I-3, 
Absatz 3 der EU-Verfassung beschreibt in beinahe klassisch neokeynesianischer, „glo-
balsteuernder“ Tradition die Ziele der EU-Wirtschaftspolitik: 

• Ausgewogenes Wirtschaftswachstum bei gleichzeitiger Einhaltung der Preisni-
veaustabilität ! 

• Vollbeschäftigung in den einzelnen EU-Volkswirtschaften ! 
• Konsolidierung der öffentlichen Finanzen ! 

Die Handschrift lässt vermuten, dass die weitreichenden Erfahrungen mit den Zielkon-
flikten des magischen Vierecks keine Berücksichtigung fanden. Zu groß war offenbar 
die Versuchung, einer sozialtechnischen Machbarkeit zu folgen und weniger dem Wett-
bewerb und den Möglichkeiten der effizienten Faktorallokation mehr Freiraum zu ge-
währen. Allerdings lässt sich in der Realität Friedrich A. von Hayeks bekannte 
Einschätzung beobachten, nach der die wirtschaftliche Entwicklung viel eher das Er-
gebnis des konkreten wirtschaftlichen Handelns als des menschlichen Entwurfs darstellt. 
Die maßgeblichen Instrumente für die Realisierung der oben festgelegten Ziele sind: (1) 
die Weiterentwicklung und Vertiefung des Binnenmarktes, (2) die Europäische Wirt-
schafts- und Währungsunion EWWU, sowie (3) die enge Koordinierung der Wirt-
schafts-, Finanz- und Währungspolitik. Seit der Umsetzung der letzten Phase der 
EWWU im Jahre 1999 stieg der Koordinationsbedarf vor allem in der Haushalts-
/Fiskalpolitik. Ein Erfolg der wirtschaftspolitischen Strategien kann nur bei einem ge-
meinsamen Ordnungsrahmen für die Wirtschafts- und Wettbewerbspolitik („Wettbe-
werbsverfassung der EU“) gewährleistet werden, zumal die Europäische Union als 
Wirtschaftsunion auf einer dezentralen Grundstruktur basiert. Dem Subsidiaritätsprinzip 
(EU-Verfassung Art. I-9 Abs. 3) folgend liegt die Wirtschaftspolitik primär in der Ver-
antwortung der Mitgliedstaaten. Außer in der Außenhandels-, der Wettbewerbs-, der 
Agrar- und schließlich der Regional- und Strukturpolitik hat die EU keine vertraglichen 
Kompetenzen für eine zentrale Wirtschaftspolitik. Tatsächlich zeigt hingegen die Praxis, 
dass eine Fülle von EU-Richtlinien, die in nationale Gesetze umgesetzt werden müssen, 
eine Einengung von nationaler oder regionaler wirtschaftspolitischer Verantwortung be-
deuten. Regelungen zum Umgang mit externen (Umwelt-)Effekten, in der Abfallwirt-
schaft sowie Standards in der Sozialpolitik zählen dazu ebenfalls wie die Regelung 
industriepolitischer Konzepte und Interventionen. 
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Die unterschiedlichen Ansätze der Wirtschaftspolitik in den EU-Mitgliedstaaten spie-
geln die divergierenden Traditionen der einzelnen Wirtschaften wider. Frankreichs lange 
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Tradition der zentralistischen Wirtschaftslenkung, die allerdings seit Anfang der 1980er 
Jahre einem starken Reformdruck ausgesetzt war, ließ sich ebenso wenig aufrecht erhal-
ten wie Deutschlands Konzept der „Sozialen Marktwirtschaft“ (Eucken, Müller-
Armack, Erhard), das eine ordoliberale, normative Leitlinie für eine ausgewogene wirt-
schaftliche Entwicklung bildete. Dieses Modell in seiner Reinform ging in Deutschland 
im Labyrinth des politischen Machbarkeitswillens verschiedener parteipolitischer Rich-
tungen unter. Den kontinentaleuropäischen Ansätzen stand Großbritanniens wirtschafts-
liberaler Kurs (Thatcher) und in den letzten Jahren der „Dritte Weg“ (Blair) gegenüber: 
eine Art Amalgam aus neoliberalem Mainstream und sozialdemokratisch orientierten 
Ansätzen der sozialen Ausgleichs. Seit Maastricht bekannte sich die EU formell zur of-
fenen Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb als Basis der Wirtschaftsordnung der 
Gemeinschaft. In der zu verabschiedenden Verfassung lautet die Kompromisslinie das 
Erreichen eines hohen Grades an Wettbewerbsfähigkeit einer sozialen (sic!) Marktwirt-
schaft, eine Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts sowie die Betonung 
des Umweltschutzes. 
 
Das Jahr 2005 wird in Brüssel maßgeblich von zwei wirtschaftspolitischen Fragen do-
miniert: 

1. Finanzielle Vorausschau für die nächste Haushaltsperiode 2007 bis 2013: Die 
Diskussion um das nächste Haushaltsrahmenwerk wird auf der Ausgabenseite 
bestimmt von der Verteilung der knappen Strukturfonds zwischen den „neuen“ 
und den „alten“ beihilfeberechtigten Länder und Regionen sowie von der Re-
form des Agrarhaushaltes. Auf der Einnahmenseite dominieren die Debatten um 
die Höhe der BSP-Eigenmittelanteile der Einzelstaaten sowie die Nettozahler-
position einzelner Länder die Verhandlungen. Aufgrund der fiskalpolitischen 
Verwerfungen einiger Mitgliedstaaten dürfte die Forderung nach einer besseren 
finanziellen Ausstattung der EU bei zugleich gestiegenem Aufgabenaufwand 
nur äußerst schwer durchzusetzen sein. Es gleicht dabei einer Quadratur des 
Kreises, immer mehr Aufgaben an die EU abgeben, die dazugehörigen Finanz-
mittel jedoch nicht bereitstellen zu wollen. 

2. Stabilitäts- und Wachstumspakt: Entstanden war der Pakt durch die Initiative 
Deutschlands, um übermäßige fiskalische Defizite in anderen EU-Ländern ein-
zudämmen. De-facto befindet sich der Pakt, aufgrund des EU-
Ministerratsbeschlusses Ende 2003 im „Vakuum“. Deutlich wurde, dass der 
Pakt, der geltendes und einklagbares EU-Recht darstellt, kein Problem der 
rechtlichen Ausgestaltung, sondern der konkreten Umsetzung in den Mitglied-
staaten aufweist. Die Aussetzung des Strafautomatismus bei gleichzeitiger Ver-
pflichtung zur Haushaltskonsolidierung bis 2005 machte eine Neuregelung des 
Stabilitätspaktes Anfang des Jahres 2005 notwendig. Danach ist eine flexiblere 
Interpretation der Regelungen möglich, sodass faktisch einzelstaatliche fiskalpo-
litische Entscheidungen fallweise wegen möglicher Koalitionen großer „Sünder-
länder“ im Ecofin-Rat im Gegensatz zur Einhaltung des Gemeinschaftsrechts 
überwiegen könnten und so Sanktionen unmöglich gemacht werden. Für 
Deutschland sieht die EU-Kommission auf der Basis der gegenwärtig zur Ver-
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fügung stehenden Prognosedaten Risiken, welche die angestrebte Konsolidie-
rung in diesem Jahr betreffen. Die Gesamtverschuldung übersteigt die Konver-
genzmarke von maximal 60 Prozent des BIP. Die Wachstumsprognose der 
Bundesregierung wird als unrealistisch eingestuft, wobei die EU-Kommission 
von höchstens 1,5 Prozent realer Wachstumsrate ausgeht. Die Belastungen 
durch Arbeitsmarktreformen, durch das Renten- und Gesundheitssystem steigen 
weiterhin, sodass eine Konsolidierung des entscheidenden Stabilitätskriteriums, 
des Nettohaushaltsdefizits der öffentlichen Hand (Bund, Länder und Kommu-
nen), aus heutiger Sicht unrealistisch ist. 

 
Das Resümee nach fünf Jahren „Lissabon-Strategie“, nach der die EU spätestens 2010 
zum stärksten Wirtschaftsraum avancieren sollte, fällt ernüchternd aus. Zum einen wir-
ken sich wirtschaftliche Unsicherheitsfaktoren (Erdölpreisentwicklung, Aufwertung des 
Euro) und globale politische Risiken sehr stark auf kurzfristige Perspektiven aus und 
verzögern die langfristige wirtschaftliche Erholung. Zum anderen weisen die initiierten 
Reformen in den wichtigsten EU-Staaten zwar in die richtige Richtung, können aber 
kurzfristig nicht die erhofften makroökonomischen Erfolge nach sich ziehen. Obgleich 
wichtige Zwischenziele wie die Öffnung der Energiemärkte, die Schaffung eines ein-
heitlichen Luftraums sowie eines integrierten Finanzmarktes erreicht werden konnten, 
zeichnet sich bei Halbzeit ab, dass die „Lissabon-Strategie“ als Königsweg für den Ab-
bau des enormen Ungleichgewichts auf den Arbeitsmärkten wenig geeignet erscheint. 
Dem ehrgeizigen Ziel, 5 Mio. neue Arbeitsplätze steht die Bilanz gestiegener Arbeitslo-
senquoten in Deutschland, Frankreich, Italien sowie in den Niederlanden und Belgien 
gegenüber. Zwar erhöht die EU-Erweiterung das langfristige Potenzial für Wachstum 
durch ökonomische Integrationseffekte, zugleich aber auch den Anpassungsdruck für 
„alte“ EU-Länder. Zudem verpflichtete sich die EU zur Förderung eines nachhaltigen 
Wirtschaftswachstums und sozialpolitischer Integration gleichmäßig in allen EU-
Ländern. 
 
Zukunftsszenarien 
Zukunftsszenarien gehören mittlerweile zum Standardrepertoire der Einschätzung der 
weiteren Entwicklung der Europäischen Union und finden in der Wissenschaft zuse-
hends Beachtung. Sie unterscheiden sich von Prognosen dahingehend, dass sie weit 
mehr als einen kurzen Zeithorizont betrachten und nicht auf den bloßen Erwartungswert 
einer Eintrittswahrscheinlichkeit abzielen. Von Utopien unterscheidet sie der Aspekt der 
Machbarkeit und Beeinflussbarkeit. Szenarien sind mithin Hilfestellungen zur Be-
wusstmachung von möglichen Entwicklungslinien, die in erster Linie vom politischen 
Willen der beteiligten Akteure abhängen, also vor allem von endogenen Prozessen in-
nerhalb der EU. Die folgenden fünf Szenarien stellen lediglich einen kurzen Aufriss 
möglicher „Zukünfte“ der EU dar und sind keineswegs erschöpfend. 
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Szenario 1 „Freihandelszone / Zollunion de luxe“ 
War in den vergangenen Jahrzehnten der ökonomische Hebel die Haupttriebfeder der 
EU-Integration, so soll mit der Verabschiedung der Verfassung die politische und insti-
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tutionelle Einigung vorangebracht werden. Allerdings ist keineswegs gewährleistet, dass 
in einer Union der 27 (ab 2007) aufgrund der stark gestiegenen Verhandlungs- und 
Transaktionskosten in allen wichtigen Politikfeldern Einigung erzielt wird. Die Mit-
gliedstaaten könnten versucht sein, heikle politische Fragen auszuklammern, dafür Lö-
sungen auf der Ebene der Einzelstaaten suchen und auf EU-Ebene lediglich das 
Binnenmarktmotiv der Integration in den Vordergrund rücken. Fortschritte in der Politi-
schen Union wären dann bei bis zu 30 Staaten nur noch im Millimetertempo zu erzielen. 
Gerade die Ziele in der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) wären da-
von besonders betroffen. Bei der Dominanz dieses Szenarios würde die politische Zu-
ständigkeit der europäischen Einzelstaaten auf Kosten des solidarischen 
Grundgedankens vorrangig betont werden. 
 
 

Szenario 2 „Europa à la carte“ 
Kennzeichen eines Europa à la carte 
ist die variable Geometrie, die 
fallweise Interessenallianzen zulässt. 
Je nach Priorität entscheiden die 
Einzelstaaten über die Abgabe von 
Souveränitätsrechten und die 
Schaffung von gemeinsamen 
Regelungen auf supranationaler 
Ebene. Die Suche und die Bildung 
von Koalitionen statt solidarische 
Einstimmigkeit bestimmen den 
Alltag in den Entscheidungsgremien 
der EU. Statt Solidarität und 
finanziellem Ausgleich über 
Strukturfonds herrschen 
einzelstaatlicher Gestaltungswille 

und Verteilungskämpfe zwischen Länder(gruppen). Dem identitätsstiftenden EU-
Parlament kommt bei diesem Szenario lediglich die Rolle eines Schattenparlaments zu 
bei gleichzeitigem Überwiegen fallweiser Abstimmungskoalitionen im zweiten legisla-
tiven Organ, dem Rat der EU. Die Rolle der Europäischen Kommission als Hüterin der 
Verträge (und später der Verfassung) würde entscheidend erschwert, zumal ein System 
der variablen Geometrie ein Mehrfaches an Handlungsbedarf mit sich brächte. 
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Szenario 3 „Kerneuropa“ 
Bei diesem Szenario dominiert die normative Kraft der unterschiedlichen Geschwindig-
keiten der Integration. Um einen festen Kern von besonders integrationswilligen Län-
dern können konzentrische Kreise von mehr oder weniger stark mit dem Kern 
verbundenen Ländern identifiziert werden. Die letztgenannten Länder entscheiden fall-
weise über die Teilhabe an einstimmig gefassten Integrationsbeschlüssen. Die EU-
Verfassung regelt in Art. I-43 Abs.1 die Stärkung einer Pioniergruppe, die bei überein-
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stimmendem Willen weitere Integrationsschritte im Alleingang vollziehen kann. Damit 
trägt die Verfassung einer Entwicklung Rechnung, die faktisch schon längst eingetreten 
ist. Die Europäische Wirtschafts- und Währungsunion (EWWU) mit der Einführung des 
Euro in zwölf EU-Staaten sowie die Regelungen im Rahmen des Schengener Abkom-
mens sind prominente Beispiele für ein Abrücken von der bislang dominierenden solida-
rischen Gemeinschaftsmethode nach Monnet. Ein Europa der unterschiedlichen 
Geschwindigkeiten ist keine programmatische Idee, sondern Realität der unterschiedli-
chen Interessenlagen. Einzelstaaten entscheiden selbstständig, inwieweit sie sich dem 
„Kerneuropa“ anschließen wollen. 
 
Szenario 4 „Verfassungsgemeinschaft“ 
Eine erfolgreiche Ratifikation des Verfassungsvertrages in Verbindung mit Volksab-
stimmungen in denjenigen Ländern, in denen Referenda vorgesehen sind, könnte den 
Weg ebnen für das „Europa der Zukunft“, in dem die Erweiterung der jetzigen EU (25) 
sowie eine gleichmäßige Integrationsvertiefung hin zu einer Politischen Union vorange-
bracht werden könnten. Auch der Beitritt des schwierigen Kandidaten Türkei, mit der 
die EU in Kürze Verhandlungen aufnehmen wird und damit zweifellos Neuland betritt, 
könnte sich in diesem, nun institutionell reformierten Rahmen vollziehen. Damit käme 
die EU der Verpflichtung im Hinblick auf die eigene Erweiterungsfähigkeit nach. Dieser 
Konflikt hätte im Grunde genommen schon vor dem Beitritt der zehn jetzigen neuen 
Mitglieder gelöst werden müssen. Im Kern steht die weitere Ausdehnung des zentralen 
Abstimmungsprinzips der doppelten qualifizierten Mehrheit im Rat der EU („55-65-
Regel“) und die Weiterentwicklung der Lissabon-Strategie verbunden mit einem echten 
Souveränitätsverzicht in vielen Politikbereichen. Der Gestaltungswille manifestiert sich 
im „Verfassungspatriotismus“ der Mitgliedstaaten, mithin dem Willen, stets Kompro-
misslösungen auf EU-Ebene nationalstaatlichen Alleingängen vorzuziehen. Vielfach 
wird daraus die überaus ambitionierte Idee einer „Supermacht Europa“ abgeleitet. Diese 
Idee entspringt jedoch vielmehr dem Konkurrenzdenken der Supermacht USA gegen-
über. In Wirklichkeit kann die EU auch bei fortschreitendem Aufbau einer Politischen 
Union keine bloße Kopie der Vereinigten Staaten von Amerika werden, sondern muss 
ein eigenständiges Identitätsprofil entwickeln. 
 
Szenario 5 „Titanic“ 
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Ein Scheitern des Verfassungsprojektes und eine Zuspitzung der einzelstaatlichen Inte-
ressen könnte im „worst case“ Tür und Tor öffnen für eine Renationalisierung vieler Po-
litikbereiche. Zu beobachten wäre dann eine substanzielle Schwächung der EU-
Institutionen durch die permanente Aushöhlung des Gemeinschaftsprinzips und –rechts. 
Dem Europäischen Gerichtshof fiele dann die regulierende judikative Rolle nicht mehr 
zu. Diese Entwicklung könnte auf der politischen Ebene einhergehen mit einer Domi-
nanz des politischen Populismus in Europa, zumal die EU auch heute schon für „alles 
Negative“ in Europa instrumentalisiert werden kann. Die Folgen wären der Zerfall der 
EU-Institutionen und ein radikaler Abbau der erreichten Integrationsschritte. In diesem 
Titanic-Modell käme es zu einer Destabilisierung und Rückkehr zu längst überwunden 
geglaubten nationalstaatlichen Verhaltensmustern. Selbst ökonomische Fortschritte 

 



aktuelle ostinformationen 

würden sich nicht zwangsläufig einstellen und wären sogar nachhaltig gefährdet, wenn 
die ordnungspolitische Rahmensetzung verletzt würde. 
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Hubert Luszczynski  
Der Beitritt der MOE-Staaten zur EUROPÄISCHEN-UNION - 
eine neue Herausforderung für unsere Schulpartnerschaften? 
Eine Länderperspektive aus Rheinland-Pfalz 
 
Ob sich mit dem Beitritt der MOE-Staaten zur EUROPÄISCHEN UNION eine neue 
Herausforderung für unsere Schulpartnerschaften stellt, werden sicherlich die meisten 
Kenner der Szene, ohne viel nachzudenken, mit einem Ja beantworten. Vielleicht 
erscheint manchen unter Ihnen das JA voreilig, Es mag aber auch sein, dass eben jene 
Insider sich ein kurzes Nachdenken erbitten, weil ihnen die Bedingungen und das 
Sinngefüge, unter denen Schulpartnerschaften gestalten werden können, noch wichtiger 
sind als der Zauber des Neuen vom1. Mai 2004. 
Bevor ich diese Frage nach der neuen Herausforderung für unsere Schulpartnerschaften 
beantworte, möchte ich von der ihr zugrunde liegenden Einsicht von der friedenspoliti-
schen Notwendigkeit bi- und multinationaler Zusammenarbeit ausgehen und meine Dar-
legungen in drei Abschnitte einteilen. Darin werden drei scheinbar banale Fragen zu 
behandeln sein. Sie alle haben etwas zu tun mit der wesentlichen friedenspolitischen Be-
trachtung der Entwicklung der Staaten- und Gesellschaftsgemeinschaft auf unserem eu-
ropäischen Kontinent seit dem Aufkommen der Nationalstaaten und der hieraus 
erwachsenden Notwendigkeit, Schulpartnerschaften als einen möglichen Beitrag zur 
langfristigen Friedenssicherung in Europa zu sehen: 
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1.Frage: Woher kommen wir? 
2.Frage: Wo stehen wir? 
3.Frage: Wohin gehen wir? 
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Zur 1. Frage: Woher kommen wir? 
 
Bei der Behandlung dieser Frage nach der Geschichte von Frieden und Freiheit in 
Europa geht es mir nicht um historische Details, sondern um die internationalen 
historischen Entwicklungsströme in Mittel- und Osteuropa in ihren Zusammenhängen 
mit der Entwicklung in Deutschland. Wer diese Ströme bewusst zur Kenntnis nimmt, 
wird vieles verstehen, was wir heute unter dem Aspekt von Vorurteilen oder aktuellen 
nationalen Haltungen gegenüber Nachbarländern wahrnehmen. Dabei bin ich überzeugt: 
Wer diese großen Entwicklungsströme übersieht, wird aktuelle politische Motive weder 
richtig einordnen noch unter den Bedingungen politischer Bildung pädagogisch 
angemessen behandeln können. 
 
Um welche internationalen historischen Entwicklungsströme in Mittel- und Osteuropa 
geht es?  
 
Ganz gewiss könnten wir bei der Behandlung dieser Frage in ganz unterschiedlichen 
Jahrhunderten beginnen. Ich möchte bei der Entstehung der modernen Nationalstaaten 
in Folge der Französischen Revolution und der Napoleonischen Feldzüge anfangen – 
einer Entwicklung, die mit dem Wiener Kongress in eine vorläufige und repressiv gesi-
cherte, eben restaurative europäische Friedensordnung gegossen wurde. Besonders inte-
ressant ist in diesem Zusammenhang, dass nahezu alle mittel- und osteuropäischen 
Staaten unter den Hegemonialmächten Deutschland, Österreich und Russland ihrer 
staatlichen Existenz beraubt waren und damit faktisch zu existieren aufhörten. In der 
Folge jeder Äußerung des Volkswillens enthoben kam es zu Aufständen in nahezu allen 
dieser ehemaligen Staaten.  
Erst der Vertrag von Versailles gab 1919 diesen Staaten ihre alte nationale staatliche 
Souveränität zurück. Das ebenfalls imperialistische und auf Unterwerfung angelegte  
Terrorsystem der deutschen Nazi-Diktatur im europäischen Maßstab griff sozusagen 
wieder zurück auf die alte Ordnung des Jahres 1815, allerdings mit zwei neuen Zielen: 
Erstens der Ausdehnung der Ostgrenze bis nach Russland hinein, so dass die ehemaligen 
Teilungsmächte Polens im Dritten Reich aufgehen sollten, und zweitens mit dem arro-
ganten und bestialischen Ziel der Ermordung von Menschen in diesen Gebieten, die 
entweder jüdischen Glaubens waren oder wegen ihrer Zugehörigkeit zur slawischen 
Rasse als Untermenschen zu behandeln seien. Dahinter steckt das perfide Ziel, im Zuge 
eines irgendwann einmal formal durchzuführenden Volksbegehrens die mehrheitliche 
Zustimmung zum Deutschen Reich in den auf diese Weise beherrschten Gebieten zu si-
chern. Die von den in Teheran, Jalta und Potsdam vertretenen Alliierten beschlossenen 
Maßnahmen zur Bevölkerungsverschiebung und Vertreibung sind die Antwort eben die-
ser Alliierten auf jene Politik von Nazi-Deutschland. Daher kann es nicht sein, dass ge-
genwärtig Vertriebenenverbände von den heutigen nationalen Regierungen 
Entschädigungen für Vertreibungen fordern, die von eben diesen nicht beschlossen wur-
den, wohl aber mit zu vollziehen waren. 
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Die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg war nun aber geprägt von zwei völlig entgegen-
gesetzten Prinzipien politischer Machtentfaltung: Westlich der Oder- und Neiße dem 
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freiheitlichen Demokratieprinzip unter Wahrung der Volkssouveränität in einer freiheit-
liche und rechtsstaatlichen Ordnung; östlich der Mauer vom Suprematieprinzip einer 
Einparteienherrschaft, die sich letztlich einer weltrevolutionären Ideologie verpflichtet 
sah und sowohl die Volkssouveränität als auch ihre gesellschaftliche und rechtsstaatli-
che Ordnung unter den Willen eben dieser marxistisch-leninistischen Einheitspartei 
stellte. Hieraus ergaben sich entscheidende und langfristige Folgen für die internationale 
Ordnung im geteilten Europa: Dazu zählte vor allem die Verpflichtung Deutschlands, 
die nationale und staatliche Einheit zu wahren und als gleichberechtigtes Glied in einem 
vereinten Europa dem Frieden in der Welt zu dienen. Damit unterwirft sich Deutschland 
dem internationalen Recht als dem tragenden Grundprinzip zwischenstaatlicher und in-
ternationaler Ordnung. Für die in der EWG und später in der Europäischen Union zu-
sammengeschlossen Staaten ist der Beitritt zu eben diesem System stets ein Akt des 
freien politischen Willens zur Sicherung von Frieden und Freiheit, der sich im Prinzip 
nicht gegen Dritte richtet. Anders östlich der Oder und der Neiße: Der Zusammen-
schluss der Warschauer Pakt Staaten und des RGW stand stets unter dem Vorbehalt der 
Generallinie der KPDSU. Das für die Außenpolitik der UdSSR konstitutive Prinzip des 
proletarischen Internationalismus begründete ideologisch eine eingeschränkte Souverä-
nität der Paktstaaten zur Wahrung der Grundsätze des Internationalismus und der Volks-
souveränität. Das bedeutete hier, dass ein Eingreifen von Warschauer Paktstaaten in die 
Unabhängigkeitsbestrebungen Ungarns 1956 ebenso möglich war wie ihr Eingreifen in 
die als „Prager Frühling“ in die Geschichte eingegangenen Freiheitsbewegungen in der 
damaligen ČSSR des Jahres 1968 oder – wenn man so will: Auch die Begründung des 
polnischen Generals Jaruzelski zur Einführung des Kriegsrechts am 13. Dezember 1981 
in der Volksrepublik Polen. 
 
Die weiteren internationalen Bewegungen auf dem Weg zur Mitgliedschaft in die Euro-
päische Union des Jahres 2004 lassen sich in Etappen nachzeichnen, für die folgende 
Jahreszahlen exemplarisch stehen: 
1961: Bau der Mauer in Berlin; 1969/70 Ostverträge der Regierung Brandt; 1976 KSZE- 
Helsinki - Akte – besonders das im Korb III formulierte Recht auf freien Austausch von 
Menschen, Meinungen und Informationen; 1979 Kampf der polnischen Solidarnosc und 
Wahl Karol Wojtylas zum Papst, 1981 Kriegsrecht in Polen; November 1989 Fall der 
Mauer in Berlin; danach bilaterale Verträge mit den MOE-Staaten; im Hinblick auf die 
Förderung der Schüler- und Jugendbegegnungen die Einrichtung des DPJWs und 
DTJWs „Tandem“, 1996 und 2001. Und was die europapolitische Bedeutung von 
Rheinland-Pfalz unterstreicht, der Regionalpartnerschaftsvertrag zwischen  Rheinland-
Pfalz und der polnischen Woiwodschaft Oppeln und seit 2003 der Vierer-Netzwerk-
Vertrag zwischen  Rheinland-Pfalz, der Woiwodschaft Oppeln, Zentralböhmen und 
Burgund. 
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Blicken wir zurück auf 200 Jahre europäischer Politik so lassen sich aus heutiger Sicht 
folgende internationalen Strömungen und Bewegungen ausmachen: 
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1. Im Widerstreit zwischen europäisch-nationaler Hegemonialpolitik und einer 
Politik der freiwilligen Konföderation souveräner Nationalstaaten hat das 
konföderative System den Sieg davon getragen. 

 
2. Im Widerstreit zwischen diktatorisch-totalitärer und freiheitlicher demokrati-

scher Systeme entspricht das freiheitliche System am ehesten einer konföde-
rierten europäischen Friedensordnung.  

 
3. Im Widerstreit zwischen einer Friedenspolitik, die allein auf militärische Prä-

senz und Einsatzbereitschaft gründet, und einer Friedenspolitik auf der 
Grundlage des internationalen Völkerrechts, zeigte sich zuletzt auch im I-
rakkrieg, dass einer Politik unter den Bedingungen des internationalen 
Rechts der Vorrang einzuräumen ist, wenn Frieden und Sicherheit global zu 
gewährleisten sind. 

 
4. Eine Politik der Okkupation eines Staates oder mehrerer Staaten durch eine 

Hegemonialmacht führt zwar vordergründig zu einer friedlichen Ordnung. 
Sie entwickelt sich jedoch nicht im Einklang mit den Bürgern der 
beherrschten Völker, sondern im Zweifel gegen sie. Sie ist eine Politik unter 
den Bedingungen der Polizeigewalt, in der die Macht des Stärkeren im 
Zweifel über das Recht siegt. Es ist eine Politik der Unfreiheit, die zum na-
tionalen Aufbegehren gegen den Unterdrücker führt und den Keim eines 
neuen Krieges, einer Revanche, in sich trägt. 

 
5. Eine Politik des freiwilligen Zusammenschlusses von freien Staaten unter den 

Bedingungen des Rechts und der Freiheit sichert auch die freiheitliche Ord-
nungen in den Mitgliedsstaaten selbst und schafft für die Bürger Rahmen-
bedingungen und Anreize zur Entwicklung vielfältiger gemeinsamer Ideen 
und Projekte.  

 
Betrachtet man die beiden zuletzt genannten Feststellungen, dann fällt auf, wie sehr sie 
über zwei entgegengesetzte politischen Makroströmungen auch unter pädagogischen 
Vorzeichen als Mikroströmungen für eine einzelne Schule ebenso getroffen werden 
können wie hinsichtlich der Gestaltung einer pädagogischen Zusammenarbeit zwischen 
Partnerschulen. 
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Das bedeutet: Wer internationale Schülerbegegnungen allein dem Diktat eines Lehrers 
oder eines Faches unterwirft, wer also nicht mehr die jungen Menschen im Blick hat, 
sondern vielleicht nur vordergründig die Zwänge und Erfordernisse sieht, denen man 
nun einmal als Schule gerecht werden muss, dem werden vielleicht noch beim ersten 
Mal Schülerinnen und Schüler folgen, beim nächsten Mal aber kaum noch welche, weil 
die „Mund-zu-Mund-Propaganda“ auf dem Schulhof schon längst die negativen Folgen 
dieses Ansatzes diskutiert hat und zu der allgemeinen, aber stillen Übereinkunft führte, 
dass entweder keiner mehr auf Grund des Gruppendrucks des Pausenhofs daran teil-
nehmen wird oder dass sich andere als stiller Ausdruck ihres Widerstandes schlicht ver-
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weigern. Vielmehr hat sich gezeigt, dass der gegenläufige Ansatz der erfolgreichere ist, 
eine  Schulpartnerschaft über Jahre vital erhält und sie für ganze Schülergenerationen 
zum festen Angebotsprofil der Schule gehört. 
 
Unter diesen  Bedingungen widerstreitender Ideologien und Systeme haben wir mit den 
Schulpartnerschaften zu einer Zeit angefangen, die sich heute im Ost-West-Verhältnis 
als eine Phase der Systemtransformation darstellen lässt. Viele von denen, die damals in 
den frühen 80er Jahren mit ersten Kontakten begonnen haben, waren davon überzeugt, 
dass sie etwas wichtiges leisten für die Hoffnung der jungen Menschen in den MOE-
Staaten, für die Hoffnung auf einen Frieden in Freiheit, auf Gerechtigkeit und Solidarität 
und auf mehr Wohlstand.   
 
Um so interessanter ist es jetzt, nach dem Beitritt von zehn neuen Ländern aus Süd-, 
Mittel- und Osteuropa zur EU der Frage nachzugehen: 
 
Wo stehen wir heute in Rheinland-Pfalz? 
 
Wenn wir von Rheinland-Pfalz, dem Land im Westen Deutschlands ausgehen, dann 
können wir feststellen, dass unsere grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit unseren 
westlichen Nachbarn in Frankreich, Luxemburg und Belgien oder auch unsere Regio-
nalpartnerschaft mit Burgund, die es seit mehr als 40 Jahren gibt, einen großen Erfah-
rungsschatz darstellt. Unsere Schulpartnerschaften initiierten, begleiteten und unter-
stützten in besonderem Maße diese Entwicklung.  
Ähnlich war es mit den Nachbarländern im Osten. So war ich anlässlich eines besonde-
ren Jubiläums kürzlich zu Gast beim privaten Martin-Butzer-Gymnasium in Dierdorf: 
Die Schule beging sehr feierlich die 25. Wiederkehr des Beginns ihrer Schulpartner-
schaft mit dem Hugo-Kołłątaj-Lyzeum in Krotoszyn. Seit dieser Zeit gibt es immer 
mehr Schulen in Rheinland-Pfalz, die mit Schulen in den MOE-Staaten, besonders aber 
in Polen, partnerschaftliche Beziehungen begonnen haben und nun pflegen. Es sind heu-
te mehr als 140 Schulen; und was das Besondere ist: Seit dem Beitritt der MOE-Staaten 
fragen erstmals immer mehr rheinland-pfälzische Schulen wegen einer Partnerschulen 
im Osten an. Dagegen mussten wir früher  große Vermittlungsbemühungen in die Wege 
leiten, um rheinland-pfälzische Schulen für MOE-Partner suchen. Bereits das ist eine 
neue und sehr gute Entwicklung, die wir dem 1. Mai 2004 zu verdanken haben.   
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Es wird nun aber darauf ankommen, diese jungen Partnerschulen zu beraten und ihnen 
Wege in erfolgreiche Partnerschaften zu zeigen.  
 
Mit besonderem Interesse verfolgten wir natürlich neben der Beitrittsdiskussion die De-
batte über den Vertrag über eine gemeinsame europäischen Verfassung. Schließlich soll-
te diese Verfassung die große gemeinsame Plattform der Grundwerte und 
Grundüberzeugungen in ganz Europa sein. Interesse fanden auch einzelne Abschnitte 
der Verfassung, die die Zusammenarbeit im Bildungsbereich regeln.  
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Am 25. Juni 2004 trafen sich in Brüssel die Vertreter der Regierungen und Mitglieds-
staaten zu einer gemeinsamen Konferenz über die „Vorläufige konsolidierte Fassung des 
Vertrags über eine Verfassung für Europa“. Die für unsere Zusammenarbeit im Bil-
dungsbereich entscheidenden Artikel finden sich dort im Abschnitt 4: Allgemeine Bil-
dung, Jugend, Sport und berufliche Bildung. Dort wird gefordert 
 

• Die Entwicklung einer qualitativ hoch stehenden Bildung durch Förderung der 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten.  

• Die Entwicklung der europäischen Dimension im Bildungswesen, insbesondere 
durch Erlernen und Verbreitung der Sprachen der Mitgliedstaaten. 

• Die Förderung der Mobilität von Lernenden und Lehrenden, auch durch die För-
derung der akademischen Anerkennung der Diplome und Studienzeiten. 

• Die Förderung der Zusammenarbeit zwischen den Bildungseinrichtungen. 
• Der Ausbau des Informations- und Erfahrungsaustauschs über gemeinsame 

Probleme der Bildungssysteme der Mitgliedstaaten. 
• Die Förderung des Ausbaus des Jugendaustauschs.  
• Die verstärkte Beteiligung der Jugendlichen am demokratischen Leben in Eu-

ropa. 
• Die Förderung der  Zusammenarbeit mit Drittländern.  
• Die Förderung der Zusammenarbeit mit den für den Bildungsbereich und den 

Sport zuständigen internationalen Organisationen. 
 
Vergleicht man diese Forderungen mit unserer interregionalen Zusammenarbeit in 
Europa, so können wir für unser Bundesland und unsere europäische Region Rheinland-
Pfalz mit Stolz feststellen, dass wir bereits seit einigen Jahren auf alle Entwicklungs- 
und Förderungsfeldern tätig sind, die im nun vorliegenden Entwurf der europäischen 
Fassung beschrieben werden. Dies war und ist zum einen möglich auf Grund eines 
beachtlichen und überdurchschnittlichen Engagements der Lehrerinnen und Lehrer im 
Bereich der Schulpartnerschaften in allen Schularten; zum anderen dadurch, dass 
Rheinland-Pfalz das erste Bundesland war, das bereits 1987 Haushaltsmittel zur För-
derung von Schulpartnerschaften mit den MOE-Staaten eingestellt und später den Er-
fordernissen angepasst und erhöht hat. 
Der bereits genannte Vertrag mit der Woiwodschaft Oppeln aus dem Jahre 2001, der 
auch die ältere Zusammenarbeit mit Małopolska (Krakau) mit einschließt, bildet eine 
sehr zentrale Grundlage für die Ausgestaltung der Beziehungen im Bildungsbereich. 
Dazu zählen u.a.  
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• gemeinsame Seminare für Koordinatoren von Schulpartnerschaften, die Teil-

nahme von Koordinatoren aus MOE-Schulen an mehrtägigen Seminaren an lan-
deseigenen Lehrerfortbildungsinstituten,  

•  die seit 1997 besonders erfolgreiche bi- und multinationalen Schülerseminare 
„Europäische Impulse“ im Europa-Haus in Bad Marienberg oder vergleichbare 
Seminare in der Fridtjof-Nansen-Akademie in Ingelheim, 
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•  die gemeinsamen Seminare für Schulaufsichtsbeamte seit 1998 über Fragen der 
Schulaufsicht,  

• die bundesweit ersten Seminare für Schulleiter aus den jeweiligen Partnerschu-
len in Rheinland-Pfalz und in der Ww. Oppeln sowie in Malopolska (Kleinpo-
len) zur weiteren Vertiefung der Schulpartnerschaften,  

•  die Unterstützung der Schulen bei ihrer partnerschaftliche Zusammenarbeit 
durch die Mitarbeit an COMENIUS- und Sokrates-Programmen der EU, 

•  die Einladung von immer mehr Schulen  zu ihren Treffen mit Partnern aus 
Drittländern innerhalb und außerhalb Europas,  

 
Wir können also nicht nur behaupten, dass die Erweiterung der EUROPÄISCHEN-
UNION Vorteile gebracht hat für die jungen Menschen bei uns und in den MOE-
Staaten. Vielmehr haben wir dafür auch vielfältige Beweise. 
Wie aber kann das, was sich offensichtlich so gut anlässt, weitergehen.  
Daher komme ich zu meiner dritten und letzten Frage: 

 
Wohin gehen wir? 

 
Wenn wir die Schlussfolgerungen ernst nehmen wollen, die wir aus dem demokrati-
schen Zusammenwachsen der europäischen Nationalstaaten in Frieden und Freiheit als 
einer zentralen Voraussetzungen für ein friedliches und freies Europa auf der Grundlage 
der Menschenrechte und unter strikter Wahrung der Prinzipien des Völkerrechts ziehen, 
dann sind das vor allen Dingen drei Eckpunkte: 
 
1. Wir müssen in unseren Begegnungsprogrammen mehr denn je auch das Recht auf al-

tersgemäße Mitbestimmung und demokratische Beteiligung der Schülerinnen und 
Schüler beachten. 

2. Wir dürfen Freundschaft nicht verordnen, sondern müssen sie pädagogisch so ermög-
lichen, dass aus fremden jungen Menschen Freunde werden.  

3. Wir müssen dafür sorgen, dass junge Menschen in gemeinsamer Arbeit und Freizeit 
prägende Sinn- und Freiheitserfahrungen machen. Partnerschafts-  und Projektidee 
sind hierfür richtungsweisend. 
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Ich habe unter Berücksichtigung eben dieser drei Eckpunkte kürzlich in einem Seminar 
im EUROPA-HAUS in Bad Marienberg gemeinsam mit jungen Deutschen, Polen, 
Tschechen und Ungarn im kleinen Kreis an einem Projekt gearbeitet, das ich Ihnen gern 
vorstellen möchte. 
Ausgangspunkt für dieses Projekts „Schulpartnerschaften müssen Sinn ergeben“ sind 
zentrale Erkenntnisse der Motivationslehre. Die besagen, dass eine Heranführen an Ar-
beit durch intrinsische Motivation, also einer, die im Menschen selbst zu finden ist, er-
folgreichere Arbeit verspricht als extrinsische, also einer, die ihm von außen vorgesetzt 
oder verordnet wird. Und das bedeutet: Je mehr es mir gelingt, mit meinen Organisati-
onsvorhaben „Schülerbegegnungen“ die Bedürfnisse und Ideen meiner Schülerinnen 
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und Schüler zu befriedigen, letzten Endes also auf diese Weise Sinnhorizonte ihres Le-
bens anzusprechen, desto erfolgreicher ist die gemeinsame Arbeit für alle Beteiligten: 
 
Schulpartnerschaften mit den MOE-Staaten  
 
Schulpartnerschaften müssen Sinn ergeben 
Erfüllungsgrad der Anforderungen an Schulpartnerschaften 
 

 
 
Wer die Motivationslagen der sinnerschließenden und daher erfolgreichen europäischen 
Freiheitsbewegungen erforscht, wird viele Parallelen antreffen zwischen hoher intrinsi-
scher Motivation und größtmöglichem Erfolg. Wenden wir diese Erkenntnisse auf inter-
regionale Schülerbegegnungen an, dann bedeutet das vor allem eines: Wenn wir etwas 
von den erfolgreichen demokratischen Freiheitsbewegungen lernen wollen, die unseren 
Kontinent zusammenwachsen und befrieden ließen, dann ist es ein Basiskonzept, das es 
in unseren Schulen und in unseren Schulpartnerschaften zu beachten gilt: 
Schulpartnerschaften können nicht verordnet werden. Sie entstehen aus freiem Willen 
und der Einsicht, dass wir die Verpflichtung haben, junge Menschen aus unterschiedli-
chen Ländern zur Sicherung ihrer Zukunft in Freiheit zusammenzuführen. Die sich hier-
bei entfaltenden Konvergenz fördert das Verständnis füreinander und lässt uns 
füreinander einstehen. 
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Wo aber Schulpartnerschaften bis hinein in die Einzelheiten ihrer Gestaltung von Leh-
renden verordnet und vorgeschrieben werden, fühlen sich jungen Menschen instrumen-
talisiert und werden sich von dieser Form der internationalen Zusammenarbeit 
abwenden. Womöglich werden sie sogar damit beginnen, auf Grund dieser Methoden in 
den ehemaligen Partnern die Schuldigen für das pädagogische Diktat ihrer Lehrer zu se-
hen und sie zusammen ihren Lehrern ablehnen, vielleicht sogar mit rechtsradikalen 
Sprüchen bekämpfen 
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Und darum gibt uns der Beitritt der MOE-Staaten zur EU nicht nur eine gute Gelegen-
heit, neu über Sinn und Zweck von Schulpartnerschaften nachzudenken. Vielmehr 
bestätigt der Beitritt der MOE-Staaten zur EU auf der Grundlage einer neuen 
Verfassung die Lehrerenden, die Schulpartnerschaften fördern und dafür eintreten, auf 
das Beste in der Richtigkeit und der Notwendigkeit ihres pädagogischen Wirkens. Ihnen 
gilt daher zum Schluss meine Hochachtung, mein Dank und meine besondere 

ertschätzung.W 
 
Julian Pfäfflin 
Das Präsidentenamt im polnischen Regierungssystem 
 
I. Einleitung 
 
Die Transformationsprozesse in Mittel- und Osteuropa vollzogen sich seit den Umwäl-
zungsprozessen der Jahre1989/90 mit enormer Geschwindigkeit. Die Republik Polen 
trat der Europäischen Union am 1. Mai 2004 bei, damit ist sie am Ziel eines seit der 
„ausgehandelten Revolution“ 1989 eingeschlagenen Weges der Konsolidierung.  In die-
ser Zeit schaffte Polen die demokratischen Strukturen und Voraussetzungen für eine 
Umgestaltung von Staat, Gesellschaft und Wirtschaft, die die Aufnahmekriterien der Eu-
ropäischen Union erfüllten.1  
Die Republik Polen ist ein Musterbeispiel der vergleichenden Demokratie- und Trans-
formationsforschung, an Hand derer sich vorbildlich die drei Phasen der Liberalisierung, 
der Demokratisierung und der Konsolidierung festmachen lassen.2

Im Bereich der Konsolidierung der neuen Demokratien, insbesondere bei den in Mittel- 
und Osteuropa häufig vorkommenden semipräsidentiellen Regierungssystemen3, spielt 
das Präsidentenamt eine bedeutende Rolle.  
Die formelle Schaffung des heutigen polnischen Regierungssystems durch die Vereinba-
rungen des Runden Tisches zwischen der herrschenden Polnischen Vereinigten Arbei-
terpartei (PZPR) und der Opposition, allen voran die Solidarność, gilt dabei als 
Paradebeispiel eines „ausgehandelten Systemwechsels“.4
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In der vorliegenden Arbeit soll die Entstehung des heutigen Regierungssystems Polens, 
insbesondere die Entwicklung des Präsidentenamtes in der Verfassungsgebung und der 
konkreten Ausgestaltung durch die Amtsinhaber untersucht werden. Dabei steht in 
Kapitel II die Frage nach der typologischen Einteilung des Regierungssystems zwischen 
den Idealtypen der Vergleichenden Regierungslehre, dem parlamentarischen und dem 
präsidentiellen Regierungssystem, mit den verschiedenen Ausprägungen und Begriff-
lichkeiten im Vordergrund. Der Weg der Verfassungsgebung vom Runden Tisch über 
die Kleine Verfassung bis zur heute gültigen Neuen Verfassung wird in Kapitel III be-

 
1 Vgl.: Süddeutsche Zeitung, 3. Mai 2004, S. 1.  
2 Merkel, Wolfgang/ Puhle, Hans-Jürgen: Von der Diktatur zur Demokratie. Transformationen, Erfolgsbedin-

gungen, Entwicklungspfade, Opladen 1999, S. 12. 
3 Vgl. dazu Kap. II. 
4 Widmaier, Ulrich/Gawrich, Andrea/Becker, Uta (Hrsg.): Regierungssysteme Zentral- und Osteuropas, Opla-

den 1999, S. 119. 
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handelt. Anschließend soll in Kapitel IV die Verfassungspraxis der Amtsinhaber und ihr 
Einfluss auf die Verfassungsgestaltung untersucht werden. Als Fazit sollen drei wesent-
liche Aspekte festgehalten werden: (1) der Ablauf des Konsolidierungsprozesses in Po-
len, (2) der Prozess der Verfassungsgebung von 1989 bis 1997, sowie (3) der Einfluss 
der Präsidenten und ihrer unterschiedlichen Amtsführung auf diesen Prozess.  
 
II. Strukturtypen parlamentarischer und präsidentieller Regierungssysteme 
 
Grundsätzlich werden demokratische Regierungssysteme in präsidentielle- und parla-
mentarische Systeme unterteilt, wie es Winfrid Steffani und davor Ernst Fraenkel mehr-
fach dargestellt haben.5 Als primäres Unterscheidungsmerkmal der beiden Systemtypen 
führt Steffani das Kriterium der „Abberufbarkeit der Regierung durch das Parlament“6 
aus politischen Gründen an. Dieses ist bei parlamentarischen Systemen erfüllt, bei prä-
sidentiellen dagegen nicht. So sind in den USA Parlament und Regierung institutionell 
getrennt und besitzen jeweils eine eigene demokratische Legitimation. Dagegen sind die 
Regierungen in London und Berlin dem Parlament gegenüber politisch verantwortlich 
und können durch ein Misstrauensvotum aus ihrem Amt entlassen werden. Dies gilt 
auch für das polnische Regierungssystem:  

„Der Sejm spricht dem Ministerrat mit der Mehrheit der gesetzlichen Abgeordneten-
zahl das Misstrauen aus. […] Wird der Beschluß vom Sejm (polnisches Parlament, 
J.P.) angenommen, nimmt der Präsident der Republik Polen den Rücktritt des Minis-
terrates entgegen“.7  

Folglich gehört es nach Steffani zu den parlamentarischen Regierungssystemen.  
Um die verschiedenen Ausprägungen des jeweiligen Regierungssystems jedoch nicht zu 
vernachlässigen fügte Klaus von Beyme weitere Kriterien zu Unterscheidung bei, etwa 
das Recht der Abgeordneten Minister zu werden oder die Demissionierung der Regie-
rung bei einem  Vertrauensverlust des Parlamentes.8  
Eine Sonderstellung weist dabei das französische Regierungssystem auf, das bei Steffani 
als „Parlamentarismus mit Präsidialdominanz“9, bei von Beyme als „Mischsystem“10, 
bei Kaltefleiter als „bipolare Exekutive“11 betitelt wird. Umstritten ist der Bergriff des 
Semi- Präsidentialismus oder auch „semi-präsidentielles Mischsystem“ nach Maurice 
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5Steffani, Winfried: Zur Unterscheidung parlamentarischer und präsidentieller Regierungssysteme, in: Zeit-

schrift für Parlamentsfragen Nr. 9 (1983), S. 390-401; Fraenkel, Ernst: Parlamentarisches Regierungssys-
tem, in: ders./Bracher, Karl-Dietrich (Hrsg.): Staat und Politik, Das Fischer Lexikon Bd. 2, Frankfurt a. M. 
1964, S. 240.  

 Vgl.: Hartmann, Jürgen: Westliche Regierungssysteme, Opladen 2000, S. 20. 
6 Steffani (1983), S. 395. 
7 Vgl.: Die Verfassung der Republik Polen (Art. 158, Abs. 1), deutsche Übersetzung, Warschau 1997, S. 62. 
8 Vgl.: von Beyme, Klaus: Die parlamentarische Demokratie. Entstehung und Funktionsweise, Opladen 1999, 

S. 41-44.  
9 Vgl.: Steffani, Winfried: Parlamentarisch-präsidentielle Mischsysteme?, in: Luchterhand, Otto: Neue Regie-

rungssysteme in Osteuropa und der GUS, Berlin 2002, S. 17-63. 
10 Von Beyme (1979), S. 46. 
11 Vgl.: Kaltefleiter, Werner: Die Funktionen des Staatsoberhauptes in der Parlamentarischen Demokratie, 

Köln/Opladen 1979. 
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Duverger, der heute neben den parlamentarischen und den präsidentiellen Regierungs-
systemen als dritte Unterscheidungsform verwendet wird.12

Hierbei übt der Präsident als direkt vom Volk gewählt ähnliche Funktionen aus wie sie 
im präsidentiellen Regierungssystem vorkommen, ist aber im Unterschied zu einem rei-
nem präsidentiellen System durch verschiedene verfassungsrechtliche Einschränkungs-
klauseln in der Ausübung seines Amtes eingeschränkt. Duverger beschränkt sein 
Konzept auf drei hauptsächliche Verfassungsbestimmungen: der direkt vom Volk ge-
wählte Präsident (1), das mit bedeutenden Zuständigkeiten ausgestattete Amt des Präsi-
denten (2) und ein auf das Vertrauen des Parlaments angewiesener Regierungschef mit 
seiner Regierung (3).13  
Die Besonderheit ist die doppelte Verantwortung der Regierung  gegenüber dem Parla-
ment und dem Präsidenten, wodurch je nach Parteikonstellation im Präsidentenamt und 
im Parlament die Regierungsfunktionen entweder durch die parlamentsgestützte Regie-
rung oder den Präsidenten und seinen jeweiligen Premier ausgeübt werden. Diese be-
sondere Form des semipräsidentiellen Systems, nach Duverger ist dies sein eigentliches 
Charakteristikum, ist die Cohabitation14. Die Problematik des Begriffs zeugt von der 
Schwierigkeit das Verfassungsrecht und dessen jeweilige Praxis typologisch zu erfassen 
und zu beschreiben. Bei der Typologisierung der Ost- und Mitteleuropäischen Regie-
rungssysteme wird aber mittlerweile von semi-präsidentiellen Regierungssystemen als 
Untertyp eines parlamentarischen Regierungssystems gesprochen.15  
Die sehr unterschiedlichen Ausprägungen der semi-präsidentiellen Systeme in Ost- und 
Mitteleuropa führten zu der Unterscheidung zwischen parlamentarisch-präsidentiellen 
und präsidentiell-parlamentarischen Regierungssystemen.16 Im Unterschied zum präsi-
dentiell-parlamentarischen Regierungssystem hat der Präsident im parlamentarisch-
präsidentiellen System nicht die Möglichkeit das Parlament aufzulösen oder den Regie-
rungschef und einzelne Minister zu entlassen. Im spezifischen Fall von Polen änderte 
sich das Regierungssystem sukzessive. Eine genaue Einteilung in die jeweiligen Katego-
rien, insbesondere nach Shugart/Carey, soll nun eine nähere Untersuchung der jeweili-
gen Verfassungstexte und deren praktische Umsetzung durch die Präsidenten zeigen.  

 
III. Vergleich der drei polnischen Verfassungen  
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1. Die Vereinbarungen am „Runden Tisch“ 1989 
Die Vereinbarungen des „Runden Tisches“, die so genannte Runde-Tisch-Verfassung 
(RTV), zwischen den kommunistischen Machthabern der PZPR und den oppositionellen 
Gruppen, allen voran die Solidarność unter Führung des späteren Präsidenten Lech 

 
12 Vgl.: Duverger, Maurice: Les systèmes semi-présidentiels, Paris 1986, S. 471-485. 
13 Duverger (1986), S. 46. 
14 Nohlen, Dieter (Hrsg.) Lexikon der Politikwissenschaft, Bd.1, München 2002,  S. 104. 
15 Widmaier/Gawrich/Becker (1999), S. 26-29; Ismayr, Wolfgang (Hrsg.): Die politischen Systeme Osteuro-

pas, Opladen 2003, S. 20. 
16 Shugart, Matthew Soberg/Carey, John M.: Presidents and Assemblies. Constitutional Design and Electoral 

Dynamics, Cambridge 1992, S. 23f.; Merkel, Wolfgang: Institutionalisierung und Konsolidierung der De-
mokratie in Ost- und Mitteleuropa, in: ders./Sandschneider, Eberhard/Segert, Dieter (Hrsg.): Systemwech-
sel 2, Opladen 1996, S. 73-112, hier S.77.  
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Wałęsa, schufen ein starkes Präsidentenamt. Es sollte eine Lösung der wirtschaftlichen 
und sozialen Probleme das Landes garantieren und dem innenpolitischen Reformdruck 
entgegenkommen, gleichzeitig aber der PZPR ihre Machtposition sichern. Der erste Prä-
sident, General Wojciech Jaruzelski,  wurde gemäß der Vereinbarungen des Runden Ti-
sches vom Sejm und dem neu eingerichteten und frei gewählten Senat bestimmt. Er 
verfügte damit nur über eine schwache Legitimationsbasis. 
Die Kompetenzen, insbesondere bei der Abgrenzung zur Regierung, wurden bewusst 
vage formuliert, um eine gewisse Flexibilität bei der Ausgestaltung der Institutionen zu 
ermöglichen. Der Präsident wurde zum höchsten Repräsentanten des polnischen Staates 
in inneren und äußeren Angelegenheiten, der über die Einhaltung der Verfassung und 
die Unverletzlichkeit des Territoriums wachte (Art. 32 RTV).17 Er hatte das alleinige 
Initiativrecht  den Premierminister zu ernennen, dieser musste bei der Regierungsbil-
dung den Präsidenten konsultieren. Weiter konnte das Parlament  nach eigenem Ermes-
sen auflösen, wenn es (1) den vorgeschlagenen Premierminister und dessen Regierung 
nach drei Monaten nicht  bestätigte, (2) wenn der Sejm innerhalb von drei Monaten kei-
nen Haushalt vorweisen konnte und (3) wenn der Sejm Gesetze verabschiedete, die die 
Erfüllung der präsidentiellen Pflichten unmöglich machten (Art. 30, Abs. 2 RTV).18  
Darüber hinaus besaß der Präsident die alleinige Kompetenz den Verteidigungsfall und 
den nationalen Ausnahmezustand ausrufen. Durch ein Veto war es ihm möglich Gesetze 
an das Parlament zurückzuweisen, durch eine zwei Drittel Mehrheit konnte der Sejm  
wiederum das präsidentielle Veto überstimmen.  
Die RTV ist als Logik der Machtteilung zwischen den alten Eliten und der Opposition 
zu verstehen, die in den institutionellen Regelungen ihren Niederschlag fand. Für die 
ersten freien Sejm-Wahlen sicherten sich die Kommunisten von vorn herein 65 Prozent 
der Sitze in Sejm und Senat, im Gegenzug wurden für die restlichen Sitze freie Wahlen 
ausgeschrieben, die, bis auf einen Sitz, die Opposition für sich entscheiden konnte. Da-
mit war der Weg für eine weitere Konsolidierung der polnischen Verfassung frei. 
In dieser ersten Phase der Demokratisierung besaß Polen ein starkes Präsidentenamt, das 
man, präsidentiell-parlamentarisch, als einen Untertyp des semi-präsidentiellen Systems 
bezeichnen kann. Die zurückhaltende Amtsführung des ersten Präsidenten Wojciech Ja-
ruzelski nutzte diese Machfülle jedoch nicht voll aus, sodass die parlamentarischen Züge 
stärker hervortraten.  
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2. Die „Kleine Verfassung“  1992 
Erst in der „Kleinen Verfassung“19 (KV) vom 17. Oktober 1992 wurden die Kompeten-
zen des Präsidenten klarer formuliert. Diese zweite Etappe der Verfassungsgebung wur-
de durch den so genannten „Kontrakt-Sejm“ eingeleitet, der aus den ersten Wahlen im 

 
17 Die zitierten Artikel der RTV stammen aus: Ziemer, Klaus/ Matthes, Claudia-Yvette: Das politische System 

Polens; in: Ismayr, Wolfgang (Hrsg.): Die politischen Systeme Osteuropas, Opladen 2003, S. 185-237. 
18 Rüb, Friedbert: Schach dem Parlament. Regierungssysteme und Staatspräsidenten in Demokratisierungs-

prozessen Osteuropas, Wiesbaden 2001, S. 180-182: diese Bestimmungen bezogen sich auf die interna-
tionalen und militärischen Pflichten im Warschauer Pakt und andere Verträge mit der UDSSR., in der KV 
spielten diese keine  Rolle mehr. 

19 Der Begriff Kleine Verfassung leitet sich von der Verfassung von 1919 her, die nur eine Seite füllte und e-
benfalls als Provisorium diente; vgl.: Ziemer/Matthes (2003), S. 189. 

 



aktuelle ostinformationen 

Juni 1989 hervorgegangen war. Dieser hatte bereits am 29. Dezember 1989 eine Verfas-
sungsnovelle verabschiedet, der die bis dahin festgeschriebene Vormachtstellung der 
PZPR aufhob und den Staat Polen in eine Republik (Rzeczpospolita Polska) umwandel-
te sowie seine Symbole änderte. Ferner wurden die Grundsätze des Pluralismus, des 
Konstitutionalismus und der Marktwirtschaft festgeschrieben (Art. 10-15 KV).20

Der Präsident besaß weiterhin ein Initiativrecht bei der Ernennung des Premiers und der 
Minister, jetzt jedoch nur noch für die Minister für Inneres, Äußeres und Verteidigung21 
sowie des Notenbankchefs (Art. 18, Abs. 3 und 4 KV).  Ferner wurden ihm die Leitung 
der Innen- und Außenpolitik unterstellt (Art. 32 und 34 KV).22

Die Ernennung des Premierministers pendelte von nun an zwischen dem Präsidenten 
und dem Sejm, wobei die letzte Entscheidungsinstanz nach wie vor beim Präsidenten 
lag. Verweigerte der Sejm dem vom Präsidenten vorgeschlagenen Premier das Vertrau-
en, konnte der Sejm einen eigenen Kandidaten aufstellen. Wurde dieser Kandidat wie-
derum vom Präsidenten abgelehnt musste der Präsident wiederum dem Sejm einen 
Kandidaten vorschlagen. Scheiterten diese Schritte, das heißt, bestätigte der Sejm den 
vorgeschlagenen Premierminister und dessen Regierung innerhalb von drei Monaten 
nicht und konnte der Sejm innerhalb dieses Zeitraums keinen Haushalt vorweisen, war 
der Präsident berechtigt das Parlament aufzulösen und Neuwahlen auszuschreiben (Art. 
57 bis 62 KV und Art. 64).23  
Der Präsident fungierte weiterhin als oberster Repräsentant Polens, wahrte die Einhal-
tung der Verfassung, die Souveränität und Sicherheit des Staates sowie die Unverletz-
lichkeit und Unabhängigkeit seines Gebietes (Art. 28 KV). Eine wichtige Kompetenz 
gegenüber dem Sejm war sein Recht Gesetzesinitiativen einzubringen (Art.15, Abs. 1 
KV). Umgekehrt hatte er ein Vetorecht bei vom Sejm vorgeschlagenen Gesetzesinitiati-
ven. Das Veto musste vom Sejm mit zwei Drittel Mehrheit zurückgewiesen werden.24

In der KV gab es durch die fehlenden Kompetenzerweiterungen des Verfassungsgerichts 
nach wie vor keine Instanz zur Konfliktregelung zwischen den Institutionen.25  
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Insgesamt bedeutete die KV eine Schwächung des Präsidentenamtes wobei sie als Pro-
dukt der politischen Anpassungs- und Lernprozesse zu verstehen ist. Die institutionelle 
Ausgestaltung der Ämter versuchte die Effektivität des Regierungssystems zu verbes-
sern. Die Machtverteilung zwischen dem Präsidenten und dem Parlament mit der Regie-
rung wurde zu Gunsten letzterer gestärkt, jedoch besaß das Präsidentenamt immer noch 
große Kompetenzen und wird deshalb nach wie vor als präsidentiell-parlamentarisch be-
zeichnet. 

 
20 Maćków, Jerzy: Verfassungsnorm und – Praxis in der polnischen Verfassungsgebung 1989 bis 1997: das 

Ende einer Asymmetrie, in: ZfParl Nr. 4 (1998), S. 660-675. 
21 Es ist umstritten, ob diese Befugnisse von Lech Wałęsa so ausgelegt wurden oder ob der Premier in der 

Pflicht stand den Präsidenten bei der Auswahl lediglich zu konsultieren; Furtak, Robert K.: Zum Verhältnis 
von Staatspräsident und Regierung in Polen, in: Luchterhand (2002) S. 146. 

22 Die Artikel der KV sind zitiert nach: Maćków  (1998) und Furtak (2001), S. 144-149. 
23 Vgl.: Furtak (2002), S. 144-158. 
24 Vgl.: Widmaier/Gawrich/Becker (1999), S. 121-124; Ziemer/Matthes (2003), S. 188; Furtak (2002), S. 144-

149. 
25 Ziemer/Matthes (2003), S. 189. 
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 Der Präsident im Zeitraum der KV war der durch seine extensive Amtsausübung auffal-
lende Lech Wałęsa. Die Art und Weise seiner Interpretation der KV hatte  Einfluss auf 
den Inhalt der Neuen Verfassung und führte zu weitreichenden Änderungen in der 
Kompetenzverteilung zwischen Präsident und Sejm.26   
 
3. Die Neue Verfassung 1997 
Die neue polnische Verfassung (NV) wurde am 2. April 1997 durch den Sejm und den 
Senat verabschiedet und durch ein Referendum am 25. Mai 1997 bestätigt. In der KV 
wurden bereits die Weichen für die Erarbeitung der NV gelegt, die verschiedenen Ver-
fassungsentwürfe verarbeitete der verfassungsgebende Ausschuss. Die Auslegung des 
Präsidentenamtes durch Wałęsa zwischen Dezember 1990 und November 1995 sowie 
die Diskussionen innerhalb der Parteien um Charakter und Inhalt beeinflussten die Ent-
stehung der Verfassung maßgeblich.27  
Das Präsidentenamt wurde in der NV in seiner Funktion geschwächt, der Premier durch 
die ausdrückliche Leitung der Regierungsgeschäfte gestärkt und die Beziehung der bei-
den Ämter zueinander klarer formuliert. Die nach wie vor herausgehobene Stellung des 
Präsidenten wird auch in der NV deutlich. Er ist demnach „der oberste Vertreter der Re-
publik Polen und der Hüter des Fortbestandes der staatlichen Ordnung“ (Art 126 Abs. 1 
NV)28, er „wacht über die Einhaltung der Verfassung, hütet die Souveränität und die Si-
cherheit des Staates sowie Integrität und Unteilbarkeit des Staatsgebietes“ (Abs.2 NV), 
weiter  übt er „seine Aufgaben im Umfang und gemäß den in der Verfassung und Geset-
zen bestimmten Grundsätzen aus“ (Abs.3 NV). Mit der Bindung des Präsidenten an Ver-
fassung und Gesetz wird eine einseitige  Machtüberschreitung, wie unter Wałęsa 
geschehen, verhindert, das Präsidentenamt also geschwächt, beziehungsweise stärker 
institutionell eingebunden.  
Die Unklarheiten bei den Befugnissen innerhalb der Innen-, Außen und Sicherheitspoli-
tik werden nun klar zu Gunsten des Ministerrats ausgelegt, das durch Lech Wałęsa so 
ausgelegte und beanspruchte Mitspracherecht in diesen Bereichen wird damit unmöglich 
gemacht: „Der Ministerrat leitet die Innen- und Außenpolitik der Republik Polen“ (Art. 
146, Abs. 1 NV).  
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Die wichtigste Neuerung hinsichtlicht der Einschränkung der Rechte des Präsidenten ist 
die Gegenzeichnungspflicht aller Amtsakte des Präsidenten durch den Premierminister, 
der damit seine Position gegenüber dem Präsidenten erheblich stärken konnte (Art. 144 
NV). Die 30 Ausnahmen sind klar geregelt.29

Die Möglichkeiten des Präsidenten den Sejm aufzulösen bleiben erhalten: bei Nichtzu-
standekommen eines Haushaltes innerhalb von vier Monaten (Art. 225 NV) und bei 
fehlgeschlagener Regierungsbildung (Art. 155, Abs. 2 NV). In der KV konnte der Präsi-
dent das Parlament auflösen, in der NV muss er dies tun. 

 
26 Ausführlicher dazu Kapitel IV. 
27 So z.B. die Frage nach dem kirchlichen Bezug des Staates.  
28 Alle Zitate der NV aus: Die Verfassung der Republik Polen, deutsche Übersetzung, Warschau 1997.  
29 U.a. die Anordnung von Wahlen, Vorschlag einer Volksabstimmung, Berufung von Richtern und Mitgliedern 

des nationalen Sicherheitsrats.  
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kommt zum Ergebnis, dass es in den USA gelungen ist, eine freiheitsraubende Staatsre-
ligion zu verhindern. Wohl auch deshalb, weil das religiöse Gesamtrelief durch steten 
Wandel sowie zahlreiche Abspaltungen und Neugründungen immer unruhig blieb und 
nie erstarren konnte. So bleibe die Verknüpfung von „Religion 1“ und „policy“ weiter-
hin lose, allerdings werde „Religion 2“ als wesentliche Säule des politischen Gemein-
wesens gemeinhin akzeptiert. Insofern ist dem Autor dieser sachlich differenzierenden 
Darstellung in Gänze beizustimmen, wenn er zu folgendem Fazit kommt: „Die Zustim-
mung möglichst vieler Amerikaner zu finden, indem man ihnen versichert, dass sie die 
vortrefflichste aller Nationen bilden und dass diese Vortrefflichkeit dem Glauben an 
Gott entspringt, erscheint angemessen gegenüber einer Gesellschaft, der Religion einer-
seits immer wichtig ist, die aber andererseits mit einer ständig wachsenden Verwirrung 
durch die sich wandelnden Erscheinungsformen von Religiosität konfrontiert wird.“ 
ZW 
 
 
Norman Manea. Die Rückkehr des Hooligan, Carl Hanser Verlag, 
München Wien 2004, 414 S. 
 

„Ans Leben, das ist alles, ans Leben paßt sich der Überlebende der schwarzen, 
grünen oder roten Diktatur mit derselben Impertinenz der Banalität an, wie sie 
das Leben selbst ausmacht, so sollte ich meinen Lebenslauf zusammenfassen, als 
ich an der Schwelle zu einem neuen Experiment, dem Exil, stand, das 
erzieherisch nicht minder wertvoll war als die vorhergegangenen.“ 
„Was ist ein Hooligan? Ein Entwurzelter, Unangepaßter, 
Unbestimmbarer? Ein Exilant?“ - diese Frage ist das Kernthema des 
Selbstportraits Die Rückkehr des Hooligan von Norman Manea, das jetzt 
der Carl Hanser Verlag veröffentlicht hat. Norman Manea wurde 1936 
vor dem Ausbruch des Zweiten Weltkriegs in der Bukowina geboren, 
überlebte ein Konzentrationslager in Transnistrien, in das er 1941 mit 
seiner Familie deportiert worden war, und emigrierte in den 1980er 
Jahren in der Zeit der wahnwitzigen Ceauşescu-Diktatur in die USA. 
Zeitlebens war er „kein Partisan, immer ein Dissident“, der „nur zum 
einsamen Menschen, zu ihm aber sehr viel Vertrauen“ hat. Sein 

Selbstportrait ist eine eingehende, zeitgeschichtliche Reise durch Rumänien (Manea 
nennt es „Jormania“). Nach Jahren im amerikanischen Exil unternimmt er den verzwei-
felten Versuch, das in ihm „versunkene Vaterland“ zu rekonstruieren. Nach den Präli-
minarien entwirft er im ersten größeren Abschnitt seiner Autobiographie die 
Vergangenheit als Fiktion und gleicht so einem „Ulysses ohne Land und Sprache“. Ma-
nea muss erkennen, dass er als Heimatloser, der in den postkommunistischen Zeitungen 
seiner rumänischen Heimat als „Verräter, Zwerg aus Jerusalem, Halbmensch“ abge-
stempelt wird, sich nicht länger der Wahrheit der Vergangenheit entziehen kann. Daher 
beschreibt er im zweiten großen Teil des Buches seinen Aufbruch nach Rumänien, um 
die „Nachwelt“ seiner früheren Existenz zu ergründen. Immer wieder erkennbar wird in 
den Passagen des Selbstportraits die geistige Nähe zu Kafka, Proust und Joyce. Er 
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durchforstet die während des Kommunismus erworbenen Reflexe der Persönlichkeits-
spaltung, denn nur sie ermöglichen überhaupt erst ein Überleben. „Die Losungen, die 
Klischees, die Drohungen, der Zwiespalt, die Konvention, die großen und kleinen, run-
den und eckigen, bunten und farblosen, stinkenden und geruchlosen abgeschmackten 
Lügen aller Art auf der Straße, zu Hause, in der Bahn, im Stadion, im Krankenhaus, 
beim Schneider und vor Gericht. Alles war vom Schwachsinn verstrahlt...“ 
Manea wird zum Wanderer zwischen den Welten, sein Leben ist die Zwischenexistenz 
eines Verlorengegangenen. Es ist ein Kreisen um das Wiederfinden der eigenen Spra-
che, die sich mit Legitimation, wirklicher Bürgerschaft und Zugehörigkeit paart. „Wer 
sich nach seiner heimatlichen Landschaft sehnt, der wird im Exil besondere Gründe fin-
den, sich danach zu sehnen; wem es gelingt, sie zu vergessen und den neuen Wohnsitz 
zu lieben, der wird zurückgeschickt, von neuem entwurzelt, in ein neues Exil geworfen.“ 
Auch in der Schriftstellerei findet Manea keine Erlösung, die ihm erst recht nicht früher 
als Ingenieur im kommunistischen  Rumänien zuteil wurde. Für ihn ist ein Dichter der 
Agent der Götter und nicht der Polizei oder der Staatssicherheit. Was ihm bleibt, sind 
Erinnerungen, als er das geliebte Suczawa 1941 zwangsweise verlassen musste, als er 
nach dem Krieg, „in der Periode des Proletkult“, ein „stadtbekannter kleiner Hanswurst“ 
wurde, während die „rote Farce“ das Alltagsleben total vereinnahmte.  
Leider kann Manea als Schriftsteller das hohe Niveau des ersten, eher philosophisch ge-
prägten Teils der Autobiographie nicht halten. Im zweiten Abschnitt überwiegt ein sehr 
deskriptiver Erzählstil, der das Leseinteresse mitunter beeinträchtigt. Trotzdem handelt 
es sich um ein wichtiges Zeitdokument, um die Verhältnisse des südosteuropäischen 
Landes Rumänien und seine kommunistische sowie postkommunistische Vergangenheit 
näher kennen zu lernen. 
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Ivan Turgenev. Aufzeichnungen eines Jägers, Manesse Bibliothek 
der Weltliteratur, Manesse Verlag, Zürich 2004, 702 S. 
 

„Die Sonne ging unter; in breiten purpurnen Streifen liefen ihre letzte 
Strahlen auseinander; goldene Wölkchen erstreckten sich, kleiner und 
kleiner werdend, über den Himmel, wie eine an Land gespülte, gekämmte 
Welle...Im Dorf erklangen Lieder.“ (Ivan Turgenev, Aufzeichnungen eines 
Jägers) 
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Auf den ersten Blick könnte man vermuten, Ivan Turgenevs 
Aufzeichnungen eines Jägers stellen ein belangloses romantisierendes 
Geplänkel über ländliche Idylle, über eine heile Welt in moralisch 
unerschütterlichen Grundfesten oder über die Einfachheit und 
Aufrichtigkeit der Menschen auf dem Land darf. Tatsächlich sind die 
Aufzeichnungen, die der Manesse Verlag in seiner Bibliothek der 
Weltliteratur in einer Neuübersetzung vorlegt, ein enorm wichtiges 
literarisches Dokument über das Russland des 19. Jahrhunderts, in dem 

schon der Nährboden für die kommenden Revolutionen bereitet wird. Schonungslos 
werden vom Humanisten und Aufklärer Turgenev das Elend der Leibeigenschaft, die 
Knechtschaft der „ausgestoßenen russischen Kaste“ der unfreien Bauern sowie die herr-
schenden „Klassenverhältnisse“ an den Pranger gestellt. Strafen, Züchtigungen und Un-
terwürfigkeit sind im feudalen Sklaventum im Russland des 19. Jahrhundert der Alltag 
für die meisten Menschen des Zarenreichs. Diese Menschen sind Lichtjahre entfernt 
vom Glanz eines feudalen Sankt Peterburg oder Moskau, wo sich die Aristokratie einem 
ausschweifenden Leben hingibt. Dieses literarische Werk veranschaulicht, warum Russ-
land in seiner Geschichte ein anderes Zivilisationsmuster durchlebte als vergleichsweise 
west- oder mitteleuropäische Länder. Turgenev wollte mit seinem Werk über men-
schenverachtende Zustände Aufklärung betreiben; kein Wunder, dass es von den Zen-
surbehörden trotz des harmlos klingenden Titels sofort verboten wurde. 
So wie alle großen russischen Dichter und Schriftsteller versteht es Turgenev, ähnlich 
wie in seinem später erschienenen Roman Väter und Söhne, sich an einer Typologie des 
russischen Menschen zu versuchen. Nichts interessiert diese Dichter mehr als das Wesen 
der russischen Seele. „Der Russe ist sich seiner Kraft und Stärke so bewußt, daß er nicht 
davor zurückscheut, auch sich selbst zu zerbrechen: ihn interessiert nicht die Vergan-
genheit, er schaut nur kühn nach vorn. Was gut ist – das gefällt auch ihm, und was ver-
nünftig ist – das gib ihm auch, woher immer es kommt -, es ist ihm gleich.“ 
Turgenevs Grundgefühl ist das der schmerzbewegten Empathie. Seine Literatur nimmt 
den Naturalismus späterer Dekaden vorweg, ist zugleich eine Literatur der „bitteren Iro-
nie und spottenden Kritik“. Besonders der Kampf gegen den feudalen Staat ist sein zent-
rales Anliegen, um dem Individuum Würde und selbstbestimmte Daseinsberechtigung 
zu verleihen. „Patriarchalismus und Bürokratie, Byzantinismus und Germanismus, bar-
barische, mongolische Kasernen-Brutalität und die Philosophie des achtzehnten Jahr-
hunderts, ein gigantisches Reich, in dem keine Persönlichkeit war außer dem Kaiser.“ 
Turgenevs Stimme gilt dem „anderen Rußland“ der Verachteten, Ausgebeuteten und 

 



  Rezensionen 

außerhalb des Gesetzes Stehenden. Sein Traum ist der einer menschengerechten Gesell-
schaft, in der die Ideale der französischen Revolution nicht zu Hohlphrasen verkommen, 
sondern der freie Mensch und nicht der Leviathan-Staat in den Mittelpunkt gerückt 
wird. Insofern steht Turgenev an einer Zeitenwende vom (philosophischen) Idealismus 
hin zu später dominierenden Materialismus, der mit seinem sozialtechnischen, pseudo-
gleichmacherischen Menschenbild auch das 20. Jahrhundert in Russland ganz maßgeb-
lich beeinflusste. 
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